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Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Sonnabend den 15. Dezember 1888.

Beginn 10 Uhr Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Anträge auf Beihülfen aus dem Stände- bezw. Dispositionsfonds des Provinzial«

landtages.
Berichterstatter: Abgeordneter Dietze.

3. Antrag der Wahlvrüfungs-Commission hinsichtlich der Vorprüfung der Verhandlungen
über die Wahlen zum Prouinziallandtage in den Kreisen Greuenbroich und Waldbroel.

Berichterstatter: Geh. Negierungsrath Melbeck.
4. Ersatzwahl eines Mitgliedes für den Prouinzialausschuh.
5. Antrag der I. Fachcommission, betreffend die Wahl des Negicrungsraths Dr. Lohe

zum Direktor der Landesbank der Nheinprovinz.
Berichterstatter: Abgeordneter Graf Vcißcl von Gmnnich.

6. Antrag der I. Fachcommission, betreffend die Wahl des Oberinspektors bei der
Provinzial-Fcuer-Societät Adams zum Landesrath.

Berichterstatter: Abgeordneter Graf Veißel von Gymnich.
?. Antrag der Gemeinde Königswintcr auf Verleihung der Städteordnung durch König¬

liche Verordnung.
8. Mittheilung des Prouinzialausschusscö, betreffend die Bewilligung eines weitern

Zuschusses von 40 000 M. zum Bau einer Brücke über die Mosel zwischen Trarbach
und Traben,

9. Referat der I. Fachcommission, betreffend das Gesuch des Trier'schen Vauernuereins
auf Abänderung der Garantiefrist bei Viehverkäufen.

Berichterstatter: Abgeordneter Pflug.
10. Antrag der III. Fachcommission bezüglich des Antrages auf Uebernahme der Straße

Steinstra^Titz,
Berichterstatter: Abgeordneter Dittmar.

11. Antrag der III. Fachcommission bezüglich des Referates des Provinzialausfchusfes
betreffend den Antrag Weih und Genossen auf Bewilligung einer Entschädigung für
das ihnen bei dem Bergrutsche oberhalb Zell zerstörte Eigenthum.

Berichterstatter: Abgeordneter Fuchs.
12. Antrag der III, Fachcommission, bezüglich Gesuch eines Straßenaufsehers a. D. um

Wiederanstellung resp. Gewährung einer Pension.
Berichterstatter: Abgeordneter Dittmar.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich habe
zunächst einige neue Eingänge mitzutheilen. Ich habe hier ein Schreiben aus der Gemeinde
Wittlich erhalten, unterschriebenvon einer großen Anzahl von Einwohnern von Wittlich, welche
darüber Beschwerde führen, daß sie an einer Chaussee, welche erbreitert worden ist und welche
früher mit Obstbäumen bepflanzt war, nunmehr bei Erbreiterung der Straße die Bäume zurück¬
setzen müssen, und sagen, die Bäume würden noch 40 bis 50 Jahre tragfähig bleiben. Das
wäre wohl, soviel ich aus diesem Schreiben erkennen kann, eine Beschwerde gegen eine Verfügung
unserer Verwaltung. Ich muh sagen, daß das Schreiben am Ende nicht mit einein ganz präzisen
Antrag abschlicht,ich kann es also nicht ganz erkennen. Es heißt am Ende: Wir hegen daher
das Vertrauen, daß uns das Recht zugestandenwerde, an Stelle der eingegangenenneue Baume
zu pflanzen, ohne genöthigt zu sein, hinter die bisherige Linie zurückzugehen, Sie wünschenalso,
daß einmal diejenigen Bäume, die uoch gutes Obst tragen, stehen bleiben können und daß sie bei
Ncupflanzungennicht hinter die Linie zurückzugehen brauchen. Ich möchte fragen, was mit dieser
Bitte geschehen soll. Wünschen Sie, daß sie an die Fachcommission verwiesen wird? (Zustimmung.)

Es erfolgt kein Widerspruch, sie geht als Wcgeangelegenheitan die III. Fachcommission.
Sodann sind noch zwei Anträge vorgelegt, beide von den Herren AbgeordnetenKratz und Genossen,
welche von der nöthigen Anzahl von Abgeordnetenunterstützt sind.

„Der Hohe Landtag wolle den Provinzialausschuß ersuchen:
1. Aus den Zinsen des Meliorationsfonds im Betrage von 40 000 M. (Etat für 1889)

zur Hebung der Ninduiehzucht,insbcfonderezur vermehrtenStierhaltung den Betrag
von mindestens 10 000 M. zu verwenden.

2. Bei Aufstellung des Voranfchlags für den Haushalt der Provinz in späteren
Jahren die Hebung der Nindviehzuchtfortdauernd im Auge zu behalten und den
dafür im Voranschlag auszuwerfendenGeldbetrag bedeutendzu erhöhen."

Der zweite Antrag geht dahin:
„Hoher Landtag wolle beschließen:
Der Provinzialausschuß wird ersucht, bei Königlicher Staatsrcgierung von Neuen»
vorstellig zu werden, daß den Provinzialverbänden die Vefugniß ertheilt werde, für
das an Milzbrand fallende Rindvieh Entschädigung zu gewähren, wie für die an
Rotz gefallenen Pferde und das an Lungenseuchen gefallene Rindvieh."

von denselbenHerren Antragstellernunterschrieben. Ich möchte fragen, was mit diesen Anträgen
geschehen soll. Wollen Sie dieselben im Plenum verhandeln oder an die I. Fachcommission ver¬
weisen? — Ich höre allgemein „Commission" rufen, ich würde Ihnen vorschlagen,beide Anträge
an die I. Fachcommission zu verweisen. (Zustimmung,)

Es erfolgt kein Widerspruch,beide Anträge gehen an die I. Fachcommission.
Der Herr AbgeordneteEisenlohr reicht mir soeben ein Schreiben ein, nach welchem bei

den Wahlen zur Bezirkscommissionein Fehler untergelaufen ist, es ist ein Herr Lühdorf in die
Klasfenstcuer-Bezirkscommifsion gewählt worden, welcher in der Einkommensteuersteht. Es würde
also mit diesem Herrn derselbe Fehler vorliegen, wie mit dem Herrn Vrockmann, über welchen
Fehler wir von einer früheren Wahl her ein Schreiben des Herrn Oberpräsidcntenerhalten haben.
Es wird in diefem Schreiben des Herrn AbgeordnetenEisenlohr vorgeschlagen,an Stelle des
Herrn Lühdorf den Herrn Hermann Dollmann in Barmen zu wählen. Ich frage Sie, ob Sie
diese Angelegenheitspäter bei den Wahlsachen erledigen wollen. Zur Geschäftsordnung hat^das
Wort der Herr AbgeordneteDietze.
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AbgeordneterDietze: Die Sache liegt gesetzlichso, daß die Mitglieder der Klassensteuer¬
commission, auch wirklich selbst klassensteuerpflichtig sein müssen. Der Herr Brockmann ans
Kronenberg ist aus der Klassensteuerin die Einkommensteuerversetzt worden und deshalb war
eine Neuwahl nöthig. Wenn nun ein Irrthum untergelanfen ist, daß man von Herrn llühdorf
in Barmen nicht gewußt hat, daß er einkommcnsteuerpflichtig war, so wurden wir, glaube ich,
am besten thun, einfach den Vorschlagdes Barmer Herrn zu acceptiren uud uicht in die Coni-
missionsberathungeinzutreten; denn wir können über die Personenfrage doch nicht urtheilen und
verlassenuns dabei vertrauensvoll auf den Vorschlag,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianhen hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

AbgeordneterIanßen-Vurtscheid: Ich habe nicht gegen den eben gemachtenVorschlag
sprechen wollen, möchte vielmehr im Anschluß an das Vorgesagte eine diesen Gegenstand betreffende
formelle Angelegenheit znr Sprache bringen. Ich wollte nämlich das Präsidium bitten, doch
Veranlassung nehmen zu wollen, daß über die Wahlen für die Vezirkscommissiouund für die
Ober-Ersatzcommissionden gewählten Herren irgend eine offizielleMittheilung zugestellt werde.
Daß dies in früheren Jahren nicht geschehen ist, hat sich als ein arger Defekt erwiesen; die von
uns Gewählten haben von der Wahl nicht eher Kenntniß erhalten, als bis sie einberufen wurde».
Dann waren sie aber füglich nicht in der Lage, sich über die Materie zu informiren, über welche
sie mitzuberathen hatten. Sie werden begreifen, daß dadurch mancherlei Mißstände entstandensind,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Nachdem in dein letzten Landtage die Wahlen

gethätigt waren, habe ich den Mitgliedern, welche für die Funktionen der communalenProuinzial-
verwaltung gewählt waren, die bezügliche Mittheilung gemacht. Gleichzeitig habe ich bei dem
Herrn Oberpräsidentenangefragt, wie es hinsichtlich der Anzeigean die Gewählten mit denjenigen
Wahlen gehalten werden soll, welche der Landtag für staatliche Funktionen gethätigt hatte -^
dahin gehören die Wahlen für den Provinzialrath, den Bezirksausschuß, die Einkommensteuer-
commissioncn u. s. w, — Auf diesen Antrag ist von Seiten der KöniglichenStaatsregierung mir
mitgetheilt worden, daß sie es als ihre Aufgabe betrachte, den betreffenden Herren die bezüglichen
Mittheilungen zu machen. Hiernach haben wir nur dem Oberpräsidenten anzuzeigen, daß die
Wahl gethätigt worden ist, und es hat alsdann Seitens der staatlichenOrgane die Anzeigean
die Gewählten zu erfolgen. Diese Feststellung ist dann von Wichtigkeit,wenn Rekusationsgründe
vorliegen, welche innerhalb einer gewissen Frist vorgebracht werden müssen; alsdann fragt es sich'
wer hat die Anfrage zu machen, weil erst von dem Tage der amtlichen Zustellung des Wahl-
resultates an die Frist läuft. Wollte man nun, nachdem der Herr Oberpräsident sich dafür
entschieden hat, daß die Anzeige hinsichtlich der für staatlicheFunktionen getroffenenWahlen den
Gewählten Seitens der Staatsregierung durch ihre Organe zuzustellen sei, von hier aus ebenfalls
eine offizielle Anzeige machen, so würde das zunächst gegen die Ansicht der KöniglichenStaats¬
regierung verstoßen, sodann aber auch eine Confusion hinsichtlich des Laufes der Frist für die
Nekufationverursachen. Eine private Anzeigeaber halte ich nicht für angebracht. Es ist vielmehr
nur unsere Aufgabe, der KöniglichenStaatsregierung von hier aus die Mittheilung über die
Wahl zu machen und ihr die weitere Anzeige an die Gewählten zu überlassen. Geschieht alsdann
die Anzeige nicht, so müssenwir die Verantwortlichkeithierfür ablehnen.

Vorsitzender Fürst zu Wird: Der Herr AbgeordneteIanßen hat das Wort.
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Abgeordneter Ianßen (Burtscheid): Meine Herren! Mein Vorschlag ging auch nicht
dahin, daß von hier aus diese Anzeige gemacht werde, sondern dahin, es möge vom Präsidium
veranlaßt werden, daß überhaupt die Anzeige an die betreffenden Gewählte!: ergehe. Ich constatire,
daß solche Anzeigen trotz des Versprechens, welches der Herr Landesdirektor entgegengenommen
hat, thatsächlich nicht gemacht worden sind.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Negierungsrath von Philipsborn hat das Wort.
Regierungsrath von Philipsboru: Meine Herren! Ich kann die Zusicherung geben,

daß in Zukunft die Benachrichtigung der Gewählten sofort erfolgen wird, sobald die bezüglichen
Mittheilungen von der Provinz ans an die Königliche Etaatsregierung gelangt sein werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Damit würde wohl die Sache erledigt sein, uud ich werde
dem Wunsche des Herrn Abgeordneten Ianßen entsprechend die Nachricht sofort an den Landes¬
direktor nnd durch denselben an die Königliche Etaatsregierung gelange», lassen.

Meine Herren! Nun steht der Antrag des Herrn Dietze noch zur Beschlußfassung, an
Stelle des Herrn Lühdorf jetzt ohne Weiteres den Herrn Hermann Dollmann in Barmen zn
wählen. Ich frage, ob geschäftsordnungsmäßig gegen diesen Vorschlag Widerspruch erfolgt. —
Das geschieht nicht, wir können sofort diefe Wahl vornehmen, nnd nun frage ich, ob gegen die
Wahl selbst Widerspruch erfolgt. — Ich constatire, daß kein Widerspruch erfolgt, und erkläre in
Folge dessen den Herrn Dollmann an Stelle des Herrn Lühdorf für gewählt.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein, welche ich mir erlaubt habe, nach Ihrem
letzten Beschlusse fcstzustelleu; ich habe von verschiedenen Fachcommissioncn einzelne fertig gestellte
Referate noch auf die Tagesordnung gefetzt. Ich habe noch eine Frage an die Herren zu richten,
um das nicht am Ende der Sitzung zu thun, nämlich die Frage, wie das hohe Hans über die
weiteren Sitzungen beschließe» will. Es ist nämlich die Frage angeregt, ob Sie vielleicht nur
Montag statt Mittags zu sitzen lieber Abendsitznng von 5 bis 8 Uhr halten wollen. (Widerspruch
und Zustimmung.) Dann könnten dn Herren etwas später hierher kommen, dann könnten auch
die Commissionssitzungen, die noch nöthig sind, zwischen 3 und 5 Uhr stattfinden. Ich glaube,
das würde für die Erledigung der Geschäfte sehr praktisch sein. (Widerspruch und Zustimmung.)

Meine Herren! Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich noch etwas hinzusetze, ich habe
nur eine Frage an die Herren gerichtet, keinen Vorschlag geinacht. Ich möchte noch bemerken,
daß wir am Dienstag, wie Sie wissen, unsere Räume für andere Zwecke gebrauchen werden,
und ich möchte Sie fragen, ob es vielleicht gut wäre, daß wir am Montag und am Mittwoch
Plenarsitzungen halten, so daß am Dienstag noch Ausschußsitzungen resp, wenn das noch nöthig
ist, — ich weiß das nicht — Commissionssitzungen stattfinden tonnen, um die letzten Sachen fertig
zu stellen, in der Hoffnung, daß wir Mittwoch oder Donnerstag hier mit unseren Arbeiten zu
Ende kommen würden, ich denke wahrscheinlich Donnerstag. Wenn wir am Montag sehr viel
fertig stellen, so können wir vielleicht am Mittwoch die Sache zu Ende bringen. Wenn die
Herren erst am Montag zurückkommen, so ist es schwierig, die Sitzung sehr früh anzusetzen und
deshalb habe ich die Anfrage au Sie gerichtet, ob Sie vielleicht an diesem Tage zwischen 5 bis
8 Uhr Sitzung halten wollen. Der Herr Abgeordnete Adams hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Adams: Es ist mir von verschiedenen Seiten der Wunsch mitgetheilt
worden, daß wir Montag die Sitzung etwa um 1 Uhr beginnen möchten, und daß von 1 bis
4 Uhr etwa dieselbe dauern würde, indem es vielen, die nach Hause reisen wollen, nicht möglich
ist, früher hier zu sein, wenn Sie nicht des Abends vorher hier sein wollen. Ich möchte mir
daher erlauben, diesen Vorschlag zu macheu.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat kein Mitglied des Hauses meinen Vorschlag auf¬
genommen,um 5 Uhr Sitzung zu halten. Der Herr AbgeordneteBroich nimmt den Antrag auf.
Derselbe hat das Wort,

AbgeordneterBroich: Ich stelle den Antrag: Dem hohen Hause möge es gefallen, die
nächste Sitzung auf Moutag Nachmittag 5 Uhr anzuberaumen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLievcn hat das Wort.
AbgeordneterLieven: Ich möchte glauben, wenn wir 3 bis 4 Stunden bei Gaslicht

sitzen sollen, so halten wir das nicht aus und bitte deshalb die Sitzung um 1 Uhr zu beginnen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteScheidt hat das Wort.
AbgeordneterScheidt: Ich möchte vorschlagen,daß wir die Sitzung um 11 Uhr halten;

wir können dann am Montag viel abmachen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Lichter hat das Wort.
AbgeordneterLichter: Ich würde vorschlagen,die Sitzung um 3 Uhr zu beginnen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich stelle den Antrag, die Sitzung um I Uhr

zu beginnen, da mir dieser Wunsch von vielen Mitgliedern mitgetheilt worden ist. (Zustimmung,)
VorsitzenderFürst zu Wied: Wir wollen zur Abstimmungdarüber schreiten. Ich bitte

diejenigenHerren, welche für 1 Uhr sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität.
Wir werden also am Montag um 1 Uhr Sitzung halten.

Meine Herren! Wir treten in die Tagesordnung ein und kommen zu den Anträgen auf
Beihülfen aus dem Stände- bczw. Dispositionsfonds des Provinziallandtages. Berichterstatter
ist der Herr AbgeordneteDietze.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Das Referat, betreffendAnträge
auf Beihülfen aus dem früheren Ständefonds, dem jetzigenDispositionsfonds des Provinzialland-
tags liegt Ihnen gedruckt vor. Zunächst geht aus diesem Referate hervor, daß am I.April 1889
eine verfügbare Summe von 66 189 M. 74 Pf. bliebe, gegenüber den sonst zur Verfügung des
Landtages stehenden Summen eine sehr kleine und winzige Summe. Es wird zu diefcm Nest von
66 900 M. rund am Ende der 2 Etatsjahre noch hinzutreten die letzte Nückzahlungsrate,die für
das Gut Dcsdorf geleistet wird, mit 10 000 M., und es werden in jedem Etatsjahre von den
zur Verfügung stehenden80 000 M„ nachdem Sie für das Kaiserdenkmalüber 60 000 M, davon
verfügt haben, je 20 000 M, erübrigt, es wird alfo am Ende der beiden Etatsjahre der Stände¬
fonds bezw der Dispositionsfonds sich auf die rnndc Summe von 116 000 M. beziffern, die
dann alfo Gelegenheit geben wird, über die verschiedenen Anträge näheren Beschlußzu fassen.
Die Anträge liegen Ihnen ebenso gedruckt vor und zwar in zwei Theile eingetheilt, H,. Anträge
für Bau- und Kunstdenkmäler,L. Anträge für sonstige Angelegenheiten. Der Prinzipalantrag
des Prouinzialllusschusscsgeht nun nach der Motiuirung, wie ich sie mir vorzutragen erlaubte,
dahin: es möchte stch daher empfehlen, über die geringen vorhandenen Mittel in dieser Session
nicht zu verfügen, um dem 36. Landtage Gelegenheit zu lassen, über einen ansehnlicheren Betrag
in wirksamererWeise, als es jetzt geschehen könnte, bestimmenzu dürfen. Es wird dieser Antrag
ja wohl auch in Ihren» Sinne gefaßt sein, meine Herren, denn es würde sich wohl zur Zeit nicht
empfehlen, schon über Summen zu verfügen, die erst verdient werden sollen, So würde die Sache
liegen, wenn nicht inzwischeneine Petition eingegangen wäre, die sich auf den Antrag des
DüsseldorferCentralgewerbevereinsfür Rheinland, Westfalen und benachbarte Bezirke auf Seite 6
bezieht. Dieser Antrag geht kurz dahin, zur Errichtung eines Gewerbemufeums in der Stadt
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Düsseldorf dem Centralgewerbeverein50 000 M. event, auf 5 Jahre vertheilt, zu bewilligen.
Der darüber eingegangeneAntrag der Herren AbgeordnetenFriederichs und Genossen ist Ihnen
in der Plenarsitzung vom 13. d. M. mitgetheilt worden, und wurde in dieser Sitzung der
Provinzialausschuß zur Vorprüfung und Berichterstattung angewiesen. Sie verlangen wohl nicht,
daß ich die Petition noch einmal verlese. (Stimmen: nein,)

Der Provinzialausschuh, meine Herren, hat sich mit dieser Angelegenheitbefaßt, hat sich
aber, weil der Antrag in so später Stunde gestellt worden ist, nicht eingehender damit befassen
können, als daß er geglaubthat, aussprechen zu sollen, daß er dem Antrage als solchem sympathisch
gegenüber steht, ebenso auch den Bestrebungen des Ccntralgewerbeoereins,er hält aber seinen
Prinzipalantrag, den ich vorhin Ihnen vorzutragen die Ehre hatte, aufrecht, und in Bezug auf
die Petition zu Gunsten des Centralgewerbcvereinsist in der gestrigen Sitzung der folgende
Beschluß gefaßt worden:

Indem der Provinzialausschuß erklärt, daß er den Bestrebungendes Centralgewerbc¬
vereins sympathischgegenübersteht, beehrt er sich bei dein hohen Provinziallandtage
den Antrag zu stellen:

„Hoher Landtag wolle zum Zweck der Erbauung eines Gewerbemuseumsfür
den Centralgewerbevereinin Düsseldorf eine Unterstützungvon 50 000 M für
die nächste Etatspcriode unter näher zu bezeichnendenZahlungsfristen in Aussicht
nehmen, sofern die vom Staat und der Stadt Düsseldorf erbetenen Zuschüsse
auch von diesen geleistet werden."

Es könnte nun der Einwand gemacht werden, daß dadurch eine Priorität für diesen
Antrag geschaffen werde, die den anderen Anträgen vorgehen würde. Ich erkläre ausdrücklich,
daß dies nicht die Absicht des Ausschussesbei seinem Antrage gewesen ist, sondern daß er sich
eine genaue Prüfung aller Anträge unter gleicher Priorität für die nächste Etatsperiode vorbehält.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Der Herr Abgeordnetevon Hagen hat das Wort,
Abgeordneter von Hagen: Meine Herren! Ich hätte den ursprünglich in Aussicht

genommenen Vorschlag des Provinzialausschusses,wonach eine bestimmte Aeußerung über die
Verwilligung resp, über die Inaussichtnahme von Gewährung von Mitteln aus dein Dispositions¬
fonds überhaupt nicht erforderlich oder erwünfcht ist, gern aufrecht erhalten gesehen; und zwar
nmsomehr, als wir ja, nachdem durch die Bewilligung von 00 000 M. auf 8 Jahre für den
bekannten Hochpatnotischen Zweck vom Etatjahre 1891/92 ab nach den Erklärungen des Herrn
Landesdirektocszum Hauptetat 120 000 M. i» diesem Fonds, mindestens so viel ich mich entsinne,
disponibel gehabt haben würden und als darin der Provinzialausschuß eine recht günstige Basis
zur Distribution der Mittel auf die einzelnen Anträge haben würde, was augenblicklich, da nur
noch 20 000 M. vorhanden sind, nicht der Fall ist. Ich habe angenommen,daß alle Anträge,
die sich auf diesen Fonds beziehen, vorläufig wenigstens zurückgestellt werden würden. Es ist
dies nun hinsichtlichdes Antrages des Centralgewerbeuercins nicht der Fall. Es liegt mir
absolut fern, die hohe Bedeutung dieses Vereins in Zweifel zu ziehen, ganz im Gegentheilwürdige
ich diese Bedeutung, aber ich muß es für fehr bedenklich erachten, daß man über Geld, das nicht
vorhanden ist, disponirt, denn der Antrag, der gestellt ist, lautet in erster Linie dahin, die
60000 M. zu bewilligen. Ich meine, was dem einen recht ist, ist dem andern billig, wir
dürfen nicht aus den Anträgen, die uns vorgelegt sind, einen Antrag herausgreifen. Ich gebe
zu, daß die Angelegenheitdes Centralgewerbevereinswegen des Caufalnexus mit der Bewilligung
des Staates und der Stadt Düsseldorfdringlich liegt, vielleicht liegt aber der Fall bei andern
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Anträgen ebenso dringlich, vielleicht noch dringlicher. Ich erlaube mir, die Aufmerksamkeit des
hohen Hauses auf den Antrag der Königliche»:Regierung zu Trier, betreffenddie Bewilligung von
«5 000 M. für die evangelische Abtcikirche in Offenbacham Glan zu lenken. Es ist dies eine
Kirche, welche in künstlerischer bezüglich in kunsthistorischcr Beziehung einzig dasteht. Wenn die
Herren gestatten, lese ich eine kurze Not'z, welche der Herr Cultusminister nach vorheriger
Berathung mit seinen technischen Räthen an die Königliche Regierung zu Trier hat gelaugen
lassen, vor. Sie lautet: Die Kirche zu Offenbach am Glan steht unter den Bauwerken in
Deutschland, welche die merkwürdig jähen Uebergänge von der reichsten romanischenKuustcpoche
in die frühgothischeam Besten veranschaulichen in erster Linie. In jedem Fall verdient die in
Rede stehende Kirche seitens der Kunsthistoriker ungleich mehr Beachtung, als ihr bisher zu Theil
geworden ist. Auch in künstlerischer Beziehung nimmt die Kirche einen hohen Rang ein. In
sehr solider, theilweisc vortrefflicher Technik erbaut, besitzt sie bei musterhaft schönen Raum-
verhältnisscn eine Fülle der besten Details aus spätromanischemUebergangsstileund frühgothischer
Epoche.

Dieses also ist die kurze Notiz über den Werth dieser Kirche. Die Sache liegt augen¬
blicklich so, daß ein Projekt zur theilweiscuNestaurirung der Kirche ausgearbeitet ist; sie ist
leider zu einer Zeit, in der viele derartige Kunstdenkmälerdem Vandalismus zum Opfer ficleu,
zu 2/» zerstört worden. Die zur thcilwcisenNestaurirung nothwendige Gcsammtsumme beträgt
70 000 M., die Königliche Staatsregierung erklärt sich bereit, die eine Halste von 35 000 M.
unter der Voraussetzungzu tragen, daß seitens des hohen Proviuziallandtages aus den zu seiner
Verfügung stehendenMitteln die andere Hälfte bewilligt wird. Es liegt mir fern, meine Herren,
heute hier, weil ich es durchaus nicht für opportun halte, einen bestimmte»Entschluß des hohen
Hauses über diesen Antrag herbeizuführen. Ich habe das volle Vertrauen in den Prouinzial-
ausschuh, daß er in Würdigung der einzelnen Gegenstände eine genaue Prüfung eintreten lassen
und gerecht vertheilen wird, ich möchte aber den Herrn Landesbaurath Guinbert bitten, über den
Werth des Baudenkmals die Herren einigermaßen aufzuklären, falls irgend ein Zweifel in der
hohen Versammlungdarüber herrschen sollte, event, möchte ich den Herrn Vorsitzenden des Provinzial«
llusschusses auheimstcllen, seinerseits den Standpunkt des uerehrlichenAusschussesklar zu legen,
ob der Autrag irgendwie sympathischaufgenommen wordeu ist.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Der Herr Abgeordnetevon Hagen hat
eben angeregt über den Werth dieses ausgezeichneten Vaudcukmals sich auszusprechen; ich möchte
die Herren bitten, daß wir zuerst über das Prinzip, welches hier anfgestellt ist, berathen und
beschließen. — Der Herr Abgeordnetevon Solemacher hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Als Vorsitzenderdes Provinzialansschusses
kann ich Ihnen nur die Annahme der Prouinzialausschußanträge auf das wärmste empfehlen.
Ich glaube, daß es sich bei der gegenwärtigen Sachlage nicht empfiehlt, in eine Prüfung der
einzelnen Projekte einzugehen, sondern diese Fragen bis zum nächsten Landtage zu vertagen.
Indessen hat der Prouinzialansschuß, ehe er die Liste drucken ließ, alle Anträge vorher durch¬
gegangen, uud kaun ich dem Herrn Abgeordnetenvon Hagen als Privatsentiment mittheilen, daß
gerade diese Offenbacher Kirche sich großer und warmer Sympathien erfreute, und da die Ver¬
hältnisse dort ähnlich, wie bei dem Kuustgewerbemuseumliegen, daß nämlich bereits eine feste
Staatshülfe unter der Voraussetzung, daß die Provinz etwas giebt, in Aussicht gestellt ist, so
glaube ich ihm versichern zu können, daß im nächsten Landtage der Provinzialausschuß diese
Positiou ganz besonders dem hohen Landtage zur Genehmigung empfehlen wird. Da Herr



349

von Hagen keinen bestimmtenAntrag gestellt hat, so glaube ich, wird er wohl mit der Eröffnung
dieser Aussicht zufriedengestellt sein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich constatire, daß der Herr Abgeordnete von Hagen
keinen Antrag gestellthat, — Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Ich verzichte, ich habe nichts weiter hinzuzufügen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteQuack hat das Wort.
AbgeordneterQuack: Ich glaube, dah einer der Punkte, welche hier vorgetragenworden

sind, eine Berücksichtigungmich in diesem Augenblickeverdient Es ist das die Petition der
Gemeinde Vrenell im Kreise Kempen. Es liegt hier wirklich ein dringlicherNothstand vor.

VorsitzenderFürst zu Wied (deu Redner unterbrechend): Ich bitte um Entschuldigung,
wenn ich den Herrn AbgeordnetenQnack darauf aufmcrksam mache, daß der Antrag betreffend
Vrenell bei einem anderen Punkte vorkommen wird.

AbgeordneterQuack: Danu werde ich mir erlauben, dort um das Wort zu bitten, ich
verzichte jetzt auf das Wort.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLindemann hat das Wort.
Abgeordneter Lindemann: Meine Herren! Ich habe nicht die Absicht, zur Sache zu

sprechen, ich meine, in Bezug auf den materiellen Inhalt des Antrages, der gestellt ist, mit
diesem bin ich einverstanden, ich gestatte mir nur eine knrze Anmerkung zn dem Berichte in
thatsächlicherBeziehung zn machen,weil ich diese Anmerkungfür nöthig halte. In dem Referate
über deu Antrag des Centml-Gcwcrbe-Vereins, betreffend die Gewährung eines Znfchusfes, ist
am Schlüssegesagt, die Stadt Düsseldorf werde n. f. w. beisteuern. Ich halte es für nothwendig,
hier kurz zn deklariren, daß dies nicht so aufzufassen ist, als ob diese Thatsache schon fcstständc.
Es ist bisher an die Stadt Düsseldorf noch kein Autrag gerichtetworden, so daß die Stadt nicht
ü> der Lage gewesen ist, sich darüber zu erklären, der EentralGcwerbe-Verein hat nur die
Hoffnung, vielleicht die begründete Hoffnung, daß die Stadt dem gestellten Antrage entspricht,
aber bis jetzt ist eine Bewilligung nicht ausgesprockcu,

Vorsitzender Fürst zn Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterDietze: Meine Herren! Darauf möchte ich nur antworten,

baß wir gerade in diefcr Voraussicht, die in so dankcnswerther Weise offiziell bestätigt wird,
und so vorsichtigunsere in Aussicht genommene Zusage gefaßt haben. Wir haben auf Wunsch
des sehr thätigen Vertreters des Central-Ocwerbe-Vercinsdie Petition überhaupt in dieser Weise
behandelt, um ihr uicht jede Aussichtabzuschneiden, wir haben aber die Aussichtvon dem Zuschuß
des Staates und von dem Zuschüsse der Stadt Düsseldorf, welche von diesen beiden erbeten
worden sind, abhängig gewacht. Ist das der Fall, nnd es wird bei dem Eifer des Vertreters
des Central-Gewerbe-Vereins nicht fehlen, daß dies der Fall sein wird, so haben wir geglaubt,
heute diese Stellung zur Sache einnehmenzu sollen, ohne den Antrag auf seinen richtigenInhalt
vorher prüfen zu können, weil gesagt wurde, daß der Staat zu einem Zuschüsse bereit sei uud
daß die Stadt Düsseldorfdazu bereit sei unter der Voraussetzung,daß die Provinz ebenso bereit
sei. Deshalb haben wir eine Stellung zur Sache eingenommen, daß es für beide Faktoren,
welche bei der Unterstützung mitwirken sollen, von vornherein nicht unmöglichist, darauf einzu¬
gehen. Es haben der Staat und die Stadt Düsseldorf innerhalb der beiden Etatsjahre vollauf
Zeit, sich mit dieser Angelegenheitzu beschäftigen und sich definitiv schlüssig zu machen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünschtnoch Jemand das Wort zu dieser Angelegenheit?
-» Es ist nicht der Fall; es ist kein Antrag gegen den Antrag des Ausschusses gestellt worden,
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wir hätten also nur den Antrag des Ausschusses zur Abstimmungzu stelle», ich bringe denselben
zur Abstimmungund zwar die sämmtlichen Anträge, wie sie vorliegen, das heißt die Verschiebung
sämmtlicherAnträge und die Inausstchtnahme für den Antrag des Central-Gewerbeoereius, wie
sie hier formulirt ist. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich
Niemand, die Anträge sind einstimmigangenommen.

Meine Herren! Ich habe hier eben noch einen Eingang erhalten, erlauben Sie, daß ich
denselben, ehe wir zum nächsten Punkte der Tagesorduuug übergehen, noch mittheile. — Es
erfolgt kein Widerspruch,ich erlaube mir also es jetzt gleich zu thuu. Es liegt mir eine Petition
von dem Prouinzialstrahenaufsehera. D. Wilhelm Schulz vor, welcherwegen einer Ungehörigkeit
im Dienst, wie er sagt, entlassen worden ist und auf feine Pension verzichtet hat, in den
sechziger Jahren steht und sich mit seiner Familie in sehr übelen Verhältnissen befindet; er bittet,
daß ihm wenigstens eine verkürzte Pension zu Theil werde, da er keine Anstellung mehr
finden könne.

Ich frage, was mit diefcr Petition geschehen soll; soll sie vielleicht auch an die Fach¬
commission oder an den Provinzialausschuß verwiesen werden? (Stimmen: An den Provinzial-
ausschuh.)

Daun möchte ich fragen, ob die Sache noch in dieser Session erledigt werden soll,
(Stimme»: Nein.)

Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
Lcmdcsdirektor Klein: Ich möchte vorschlagen,die Sache an den Prouinzialauoschußzur

Erledigung zu überweisen,damit sie von diesem sachgemäßerledigt werden kann.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist der Vorschlaggemachtworden, die

Petition zur sachgemäßemErledigung an den Provinzialausschuß zu überweisen. Ich möchte
gesclMsordnnngsmäßig erwähnen, daß der Vorschlagvom Herrn Landesdirektor gemacht ist und
deshalb ein Mitglied des Hauses ihn zu dem seinigen machen muß.

Abgeordneter Freiherr uou Geyr-Schwevvenburg: Ich mache den Autrag zu dem
meinigcn.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Geyr-Schwevvenburg
hat den Antrag aufgenommen. Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.

AbgeordneterZweigert: Ich möchte mir die Anfrage erlaube», ob der Petent nicht
bereits durch dcu Provinzialausschuß beschieden ist, ob er nicht bei uns gegen die Entscheidung
des Prouinzialausschussesvctitionirl. We»» dies der Fall sein sollte, scheint es mir »icht äuge-
messe», daß die Sache wieder a» de» Provmzialausschuh geht, wir müßten vielmehr in eine
Prüfung der Sache eintreten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteEich hat das Wort.
AbgeordneterEich: Ich glaube nicht fehl zu geheu, wenn ich annehme, daß der Antrag

dein Provinzialausschuß nicht vorgelegenhat, sondern nur dem Herrn Lnndcsdirektor. Es ist doch
eine Petition des Straßenaufsehers Schnlz aus Hennef?

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Petition hat dem Prouinzialverwaltungsrath vor¬
gelegen. — Der Herr Landesdircktor hat das Wort.

Landesdirektor Klein: Meine Herren! Der Aufseher Schulz hat seineu Abschied ein¬
gereicht, unter Verzichtleistungauf Pension, um einem Verfahren auf Amtsentsetzung zuvor zu
kommen. Es lag nämlich eine Denunciation gegen denselbenvor, welche, wenn sie begründet
befunden worden wäre, nicht nur die Amtsentsetzung,sondern vielleicht sogar ein strafrechtliche«
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Verfahren gegen ihn zur Folge gehabt haben könnte. Der p. Schulz hat nun vorgezogen, seinen
Abschied unter Verzichtlcistungauf Pension zu nehmen und dadurch ein weiteres Verfahren ab¬
zuschneiden. Später ist derselbe bei dem Prouinzialansschnß resp, bei dem früheren Provinzial-
Verwaltungsrath dahin vorstellig geworden, es möge ihm im Gnadenwege eine Pension gegeben
werde, weil die Sache sich anderweitig zu seinen Gunsten aufgeklärt habe. Der Prouinzial¬
ausschuß hat abgelehnt, auf diesem Antrag näher einzugehen,weil er eine Pension nicht bewilligen
konnte, welche nicht auf reglementsmäßigenVoraussetzungenberuhte. Die Bewilligung eines Gnaden-
gehalts über die reglcmentsinäßigcn Bestimmungen hinaus steht vielmehr ausdrücklich dem
Prouinziallandtage zu. Wenn ich nun vorhin beantragt habe, Sie möchten die Sache dein
Provinzialausschussezur Erledigung überweisen,so habe ich dies dahin verstanden, daß, wenn nach
einer Prüfung der Sache, welche eine genane Durchsichtder sämmtlichen Akten und genane
Aufklärung der bezüglichen Vorgänge erheischt, sich herausstellensollte, daß der p. Schulz im ersten
Schrecken gehandelt und in der ersten Angst seinen Abschied genommen hat, während der Fall
nicht so schwerwiegendwar, daß nach Lage der Verhältnisse ans Amtsentsetzunghätte erkannt
werden können, und daß nntcr diesen Umständen die nachträglicheBewilligung emes Theiles der
Pension als Unterstützungunbeschadet der Disciplin der Beamten eintreten könnte, dein Provinzial-
ausschuh implicite das Recht eingeräumt werden soll, eine derartige fortlaufende Unterstützung,
ohne daß Sie einen erneuteu Beschluß darüber fassen, zu gewahrem Wollten Sie die Sache
anders behandelt sehen, so dürfte dieselbe in diese,» Landtag noch zur Erledigung zu bringen sein.
Ich glaube jedoch nicht, daß Letzteres möglichsein wird, weil die Sache dazu nicht hinreichend
aufgeklärt ist, es muß vielmehr noch eine Anzahl von Personen über die Angaben des p. Schulz
gehört werden. Wollten Sie aber die Sache jetzt nicht erledigen, sondern sie auf den nächsten
Landtag, über 2 Jahre, verfchieben, fo kann der Mann bis dahin verhungert sein. Will man
ihni event, eine Unterstützunggeben, so wird sich die Sache nur auf dem vorgeschlagenen Wege
behandeln lassen. In diesen: Sinne halte ich beantragt, die Angelegenheitdem Prouinzialausschuß
zur sachgemäßenErledigung zu überweisen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Gcur-Schwepvenburg
hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Genr-Schweppenburg: Ich habe die Sache so aufgefaßt,
wie der Herr Landesdirektor dieselbe eben erklärt hat, und den Antrag in diesem Sinne
aufgenommen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Geyr-Schweuuenburg
hat den Antrag des Herrn Landesdirektors zu dem seinigen gemacht. Der Antrag geht dahin,
die Petition dem Prouinzialausschuß zur sachgemäßen Erledigung zu überweisen. Es erfolgt kein
Widerspruch gegen diesen Antrag, Ich constatire dies; es wird demnach so verfahren werden.

Wir gehen über zum folgendenPunkte der Tagesordnung, Antrag der Wahlprüflings-
commission hinsichtlichder Vorprüfung der Verhandlungen über die Wahlen zum Prouinzial¬
landtage in den Kreisen Grevenbroichund Waldbroel, Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Melbeck. Ich bitte denselben,das Referat zu übernehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Melbeck: Meine Herren! Der Prouinziallandtag hat in
seiner vorigen Session die Wahlen in den Kreisen Grevenbroich und Waldbroel für ungültig
erklärt, weil der §. 3 des Wahlreglements, betreffend die Abstimmung mit Stimmzetteln nicht
beobachtet worden war. Es haben nnn die Neuwahlen stattgefunden in Grevenbroich am
28. November, in Waldbroel am 8. November. In den beiden Kreisen sind die Wahlvorschristen
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jetzt mit äußerster Sorgfalt beobachtet worden, und bei den Wahlen in Greuenbroich, wo die
Herren Busch und Effcrtz gewählt worden sind, belrägt die Stimmenzahl 25 von 2? auf die
beiden Gewählten. Die Wahlen sind also mit überwiegeuderMajorität geschehen, und die Wahl-
prüfungscummission,die sich der Vorprüfung dieser Wahlen unterzogen hat, beantragt, daß die
Wahlen in Greuenbroichfür gültig erklärt werden. In Bezug auf den Kreis Waldbroel, wo ich
hinsichtlich der Beobachtungder Wahluorschriftendie gleiche Bemerkungmachen kann, ist die Wahl
des Herrn Dr. Venn einstimmigerfolgt. Auch hier beantragt die Wahlprüfungscommissiondie
Gültigkeit der Wahl.

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Ich eröffne die Diskussion über diese beiden Anträge der
Wahlprüfnngscommisston. Es meldet sich Niemand zum Wort; ich schliche dieselbe und bringe
den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt
sich Niemand)

Der Antrag der Wahlprüfungscommissionauf Gültigkeitserklärung der beiden Wahlen
ist einstimmigangenommen.

Wir gehen nunmehr zum folgendenPunkte der Tagesordnung über: Ersatzwahl eines
Mitgliedes für den Pruuiuzialausschuß. Ich habe Ihnen zunächst das Wahlrcglement vorzulesen;
dasselbe lautet folgendermaßen:

s 1.
Der Wahlvorstand besteht aus dem Vorsitzenden des Prouinziallandtages beziehungsweise

dem vom Oberpräsidenleu ernannten Wahleonnnissar, dem Landrathe, dem Bürgermeister oder
deren Stellvertreter als Vorsitzendenund aus zwei oder vier Beisitzern,welche von der Wahl¬
versammlung ans der Zahl der Wähler zu wählen siud. Der Vorsitzende ernennt einen der
Beisitzerzum Protokollführer,

8. 2.
Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokal weder Diskussionenstattfinden, noch

Ansprachengehalten, noch Beschlüsse gefaßt werden. Ausgenommen hiervon sind die Diskussionen
und Beschlüsse des Wahlvorstandcs, welche durch die Leitung des Wahlgcschäfts bedingt sind.

s. 3.
Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel.

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher sie in der Wählerlisteverzeichnet sind,
aufgerufen. Jeder aufgerufene Wähler legt den Stimmzettel uncröffnet in die Wahlurne.

8- 5.
Die während des Wahlakts erscheinendenWähler können an der nicht geschlossenen

Wahl theilnehmen.
Sind keine Stimmen mehr abzugeben, so erklärt der Wahlvorstand die Wahl für

geschlossen, der Vorsitzendenimmt die Stimmzettel einzeln ans der Wahlurne uud verliest die
darauf verzeichneten, von einem Beisitzer,welchen der Vorsitzende ernennt, laut zu zählendenNamen.

§. 6.
Ungültig sind:
1. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten;
2 Stimmzettel, aus welche» die Person des Gewählten nicht unzweifelhaftzu erkennen ist;



353

3. Stimmzettel, auf welchen mehr Namen als zu wählende Personen oder der Name
einer nichl wählbaren Person verzeichnet ist;

4. Stimmzettel, welche einen Protest oder Vorbehalt enthalte!,.

s. 7.
Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegebenbetrachtet, Ueber die Gültigkeit

der Stimmzettel entscheidet vorläufig der Wahluorstand. Die Stimmzettel sind dein Wahlprotokolle
beizufügenund so lange aufzubewahren, bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenenEin¬
sprüche rechtskräftig entschieden ist.

6- 8.
Als gewählt sind diejenigen zu betrachten, welche die absolute Stimmenmehrheit (mehr

als die Hälfte der Stimmen) erhalten haben.
Ergiebt sich keine absolute Stimmenmehrheit, so wird zu einer engeren Wahl zwischen

denjenigen Personen geschritten, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmen¬
gleichheit entscheidetdas von dem Vorsitzendenzu ziehende Loos darüber, wer auf die engere
Wahl zu bringen, bczw, wer als schließlich gewählt zu betrachtenist.

s. 9.
Die Wahlprotokollesind von dem Wahlvorstande zu unterzeichnen.

s- 10.
Der Vorsitzende des Wahlvorstandes hat die Gewählten von der auf sie gefallenenWahl

mit der Aufforderung in Kenntniß zu setzen, sich über die Annahme oder Ablehnung innerhalb
längstens 5 Tagen zu erklären. Wer diese Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet.

§. ii.
Wahlen, welche auf dcm Provinziallandtage selbst vorzunehmen sind, können auch durch

Akklamationstattfinden, sofern Niemand Widersprucherhebt.
Es ist hiermit der Wahlakt eröffnet uud ich gebe dem Herrn AbgeordnetenFriederichs

das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Namens der Mitglieder des hohen Landtages aus dem

Regierungsbezirk Düsseldorf habe ich Ihnen den Vorschlag zu unterbreiten, anstatt des Herrn
AbgeordnetenFreiherrn von Lo8 den Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Eerde zum Mitglied des
Prouinzialausschusseszu wählen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Wir haben zunächst uoch den Wahluorstand
zu wählen. Nach dem Wahlreglement bin ich Vorsitzenderdes Wahlvorstandes. Ich frage, ob
Sie 2 oder 4 Beisitzer wählen wollen. (Stimmen: Zwei.)

Also zwei; wollen die Herren die Personen bezeichnen und vorschlagen,in welcher Weise
die Wahl vorgenommenweiden soll? (Stimmen: Die beiden Schriftführer.)

Es sind die beiden Herren Schriftführer als Beisitzer vorgeschlagen.Da kein Widerspruch
erfolgt, so erkläre ich die beiden Schriftführer als Beisitzergewählt und ernenneden Schriftführer
Herrn AbgeordnetenVroich zum Protokollführer.

Nun ist vom Herrn AbgeordnetenFriederichs vorgeschlagen worden, an Stelle des aus¬
scheidenden Mitgliedes des Provinzialausschusses,des Herrn AbgeordnetenFreiherr von Loö, den
Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Eerde zu wählen. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pelizaeus.

45
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Abgeordneter Pelizaeus: Ich schlage vor, die Wahl per Akklamation vorzunehmen. (Bravo!)
Vorsitzender Fürst zu Wird: Es ist Wahl per Akklamation vorgeschlagen. Es erfolgt

kein Widerspruch. Ich constalire, daß kein Widerspruch erhoben wird. Ich bitte diejenigen
Herren, welche für Wahl per Akklamation sind, sich als Zeichen der Zustimmung von ihren Sitze»
zu erheben. (Geschieht)

Die Wahl per Akklamation ist einstimmig beschlossen. Ich frage den Herrn Abgeordneten
Freiherrn von Eerde, ob er die Wahl annimmt,

Abgeordneter Freiherr von Eerde: Ich nehme die auf mich gefallene Wahl mit
Dank nn,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Eerde hat bisher
als Stellvertreter des Herr» Abgeordneten Freiherrn von Loii in seiner Eigenschaft als Mitglied
des Prouinzialansschusses fungirt. Der Herr Abgordnetc Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Als Stellvertreter des Herrn Abgeordneten Freiherr»
von Eerde wird Herr Abgeordneter Schleß, welcher bisher rechtsrheinischer Stellvertreter war, i»
Vorschlag gebracht, An feine Stelle als Stellvertreter des Herrn Abgeordneten Lieven bitten wir
den Herrn Abgeordneten Melchers zu wähle».

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Pelizaeus hat das Wort.
Abgeordneter Pelizaeus: Ich schlage auch hier Wahl per Akklamation vor.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordneter Pclizaens hat anch hier für diese

beiden Fälle Wahl per Akklamation beantragt. Es wird zunächst vorgeschlagen, an Stelle des
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Eerde und als Stellvertreter dcosclocn im Prouinzialausschuß
den Herrn Abgeordnete» Schleß u»d zwar per Akklamation zu wähle». Es erfolgt kei» Wider¬
spruch! uh constlltirc dies und erkläre den Herr» Abgeordnete» Schleß für gewählt. Ich frage
ihn, ob er die Wahl annimmt,

Abgeordneter Schleß: Ich nehme die Wahl an.
Vorsitzender Fürst zu Wied: An Stelle des Herrn Abgeordneten Schleß ist der He«

Abgeordnete Melchers vorgeschlagen, als Stellvertreter des Herrn Abgeordneten Lieven und zwar
ist ebenfalls Wahl per Akklamation beantragt.

Ich frage, ob gegen die Wahl per Akklamation Widerspruch erfolgt, Ich coustatire, daß
kein Widerspruch erfolgt und erkläre den Herrn Abgeordneten Melchers als durch Akklamation
gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Melchers: Ich nehme die Wahl a».
Vorsitzender Fürst zu Wied: Dieser Punkt der Tagesordnung ist somit erledigt.
Wir kommen nunmehr zu dem Antrage der ersten Fachkommifsion, betreffend die Wahl

des Negierungsrathe, Dr. Lohe zum Direktor der Landesbank der Nheinprouinz. Bericht¬
erstatter ist der Herr Abgeordnete Graf Beißel von Ovmnich. Ich bitte denselben, das Referat
zu übernehmen,

Berichterstatter Graf Beißet von Oumnich: Meine Herren! in der Ucberweisung dieser
Angelegenheit an die erste Fachcommission sah diese den Wunsch des hohen Hauses in die
Prüfung der Bewerbungen selbst nicht einzutrete». Die Fachcommission nahm diese Prüfung auf
das Eingehendste vor und zwar da es sich hier um die Personalien angescheuer Männer Handel»
mußte, in geheimer Sitzung. Meine Herren! Nach reiflicher Erwägung aller in Betracht
kommende» Verhältnisse ist die erste Fachcommission zu den, Ihnen vorliegenden Antrage gekommen,
welcher folgendermaßen lautet:
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„Der Prouinziallnndtag wolle den Negicrungsrath Dr, ^ohe auf die Dauer von 12
Jahren init einem A»fangsgcha!te von 9000 M. zum Direktor der Landcsbankunter den sonstigen,
von dem Prouinzialausschussevorgeschlagenenund von der I. Fachcommissmneinstimmig befür¬
worteten Bedingungen wählen."

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eroffne über diesen Antrag die Diskussion, Der
Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort,

AbgeordneterZ weigert: Ich habe gegen den Antrag selber gar nichts einzuwenden,
aber des Prinzips wegen scheint es mir doch nicht ganz unbedenklich zu seiu, wenn die Wahlen,
die ja unter Umständen von ganz außerordentlicherWichtigkeit sein können, so gewissermaßendem
Provinzinllcmdtagedurch den Provinzialausschnß und die Fachcommission aufoktroyirtwerden, ohne
daß »mn überhaupt irgend einen GegenkandidatengeHort hat, ohne daß man über die Persönlich¬
keit des Kandidaten auch nnr im Entferntesten informirt worden ist, (Sehr richtig,) Alan weiß
nichts von dem, was er ist, welcherReligion er ist, wie er aussieht, und soll ihn auf eiumal
wählen. Ich meine, es ist sehr natürlich, daß man, wenn man wählen soll, doch auch wirklich
wählen will und nicht bloß nicken, Ich meine, es wäre in der Ordnung, die Mitglieder des
Provinzinilandtages zu einer geheimenSitzung einzuladen, wenn Verhandlung in einer öffent¬
lichen nicht thnulich ist. Es ist mir schwer geworden, dies auszusprechen,aber es liegt im
Interesse der Mitglieder, die nicht die Ehre haben, Proviuzialausschuh-Mitgliederzu sein oder der
I. Fachcommissionanzugehören, (Bravo,)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordueterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren! Ich kann den Standpunkt des Herrn

Vorredners nicht für unberechtigt halte»; ich muß zugeben, daß diejenigenHerren, welche den
Vorverhandlungen, die in diesem Falle im Ausschuhund in der Fachcommission in sehr eingehender
Weise gepflogensind, nicht beigewohnthaben, doch in eine peinliche Situation konnneu, wenn sie
ohne nähere Mittheilung einfach wählen sollen; ich mei»e das ist keine richtige Wahl. Auf der
anderen Seite halte ich es prinzipiell für höchst bedenklich, derartige Mittheilungen, an die sich
doch unwillkürlicheine Diskussionknüpfen kann, in der öffentlichen Sitzung zu machen; ich meine
wenigstens, in solchen Fällen, wo es sich um persönliche Fragen handelt, müssen wir an dem
Grundsätze festhalten, derartige persönliche Augelegcuheiteu,wie es iu anderen ähnlichenKollegien
auch geschieht, in geheimer Sitzung zu uerhaudelu. (Bravo,) Ich möchte mir also, wenn Sie
mit diesen meinen Ausfübruugen ciuverstandcnsind, den unmaßgeblichenVorschlagerlauben, ohne
daß ich persönlich in die Sache irgend welche Bedenken habe, daß wir die Wahl nicht jetzt,
sondern am Schluß uuserer öffentlichenSitzung in einer geheimen Sitzung thätigen, und ich
möchte damit den Wuusch verbinden, daß wir in Zukunft in allen ähnlichen Fällen ebenso
verfahren.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter Abgeordueter Graf von Beihel: Meine Herren! Als Vertreter der

I. Fachcommifsionerblicke ich in der Ausführung des Herrn AbgeordnetenZweigert eine gewisse
Verurtheilung der Art uud Weise, wie die I. Fachcommission gehandelt hat, indem sie zu diesem
Antrage gelangt. Sollte es beliebt werden, die Wahlen stets zu diskutircn, dann sehe ich den
Zweck der Ueberweisungder Wahlen an die Fachcommission nicht ein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
AbgeordueterCourth: Ich glaube, daß der Herr Referent doch eine ganz falsche Auf¬

fassung von der Sache hat. Wie geht es denn in anderen Kollegien,wo gewählt wird? — Da

45*



856

wird eine Commission aä noo eingesetzt,die Commission prüft die eingehendenGesuche und
erstattet dann dem Plenum Bericht darüber, jedenfalls über alle diejenigen Bewerber, welche in
die engere Wahl gekommen sind. Ich meine, das gehört sich auch, sonst haben die Wahlen hier
keine Bedeutung, (Sehr richtig.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Zu dem geschäftsordnungsmäßigenAntrage des Herr»
AbgeordnetenBecker möchte ich den einschlägigen Paragraphen aus der Provinzialordnung verlesen,
§. 28 heißt: „Die Sitzungen des Provinziallandtages sind öffentlich. Für einzelneGegenstände
kann durch besonderen, in geheimerSitzung gefaßten Beschluß die Öffentlichkeit ausgeschlossen
werden." Hiernach müssenwir erst in geheimer Sitzung zusammentreten,dann den Ausschlußder
Oeffentlichkeitfür diesen Gegenstand beschließenund können dann erst in die geheime Sitzung
eintreten. Der Herr Berichterstatterhat das Wort,

Berichterstatter AbgeordneterGraf von Beißel: Ich möchte dem Herrn Abgeordneten
Courth erwidern, daß ich die Sache doch nicht so ganz falfch aufgefaßt habe, ich habe wenigstens
für meine Auffassungmeine Gründe mitzutheilen, wenn ich auch bedauere, daß hierüber noch eine
Debatte entstehenkönnte. Die Vorcommission,die für den Landtag zu arbeiten hat, ist meiner
Ansicht nach der Prouinzialausschußgewesen,und der Provinzinlausschuß, welcher Ihre Commission
ist, macht Ihnen Vorschläge, der Landtag verweist diese Vorschläge an eine Commission, die
»ä lioo eingesetzthat, das ist die Fachcommission,und die Fachcommission war jedenfalls in
der Lage, die einzelnenAnträge zu prüfen. Es hat diese Prüfung auch stattgefunden, hat sich
für den einen Mann entschieden. Hieraus ist der Antrag der Fachcommission,wie er jetzt gestellt
ist, hervorgegangen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Ich möchte nur bemerken, daß mir nichts ferner gelegen hat,

als der Fachcommission irgend einen Vorwurf zu machen. In allen neuen Verhältnissen,besonders
bei Wahlen, muß sich erst eine gewissePraxis bilden. Wir wählen heute zum ersten Male eine»
höheren Provinzialbeamten, und daß wir da zunächst über die Form der Wahl uicht alle einer
Meinung sind, ist durchaus erklärlich. Es hat mir aber ebenso fern gelegen, dein Prouinzial¬
ausschuß einen Vorwurf machenzu wollen. Im Anschluß au die Worte des Herrn Vorsitzende»
gestatten Sie mir, die Vertagung dieser Angelegenheitzu beantragen lind den Herrn Vorsitzenden
zu bitten, nach dem Schlüssedieser Sitzung eine geheime Sitzung abzuhalten und auf die Tages'
ordnung derselbenzu setzen: Berathung darüber, ob über die heute zur Tagesordnung stehende»
Wahlen in geheimer Sitzung verhandelt und beschlossen werden soll; jetzt aber beantrage ich
meinerseits die Vertagung.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ich schließe mich dem Vorschlagedes Herrn Abgeordneten Zweigert

an. Nach den Nestimmungender Provinzialordnung haben wir den Beschluß darüber, ob ein
Gegenstand in geheimerSitzung verhandelt werden soll, in geheimer Sitzung zu fassen. Darum
kann ich es nur für richtig halten, wenn wir jetzt die Wahl aussetzen und in geheimer Sitzung
am Schluß dieser Sitzung den Beschluß darüber fassen, ob wir den Gegenstand in geheimer
Sitzung vornehmen wollen. Fällt der Beschlußbejahend aus, dann bin ich der Ansicht,daß wir
auch die Wahl heute in geheimer Sitzung thätigen solle». Fällt der Beschluß verneinend aus,
so würde der Gegenstand noch einmal auf die nächste Tagesordnung zu setzen sein,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLindemann hat das Wort,
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Abgeordneter Lindemann: Ich stelle zur Geschäftsordnung den bestimmten Antrag,
diese Sache in geheimer Sitzung zu behandeln, und verbinde damit den zweiten Antrag, auch den
nächsten Gegenstand in geheimer Sitzung zu behandeln. Das sind zwei geschäftsordnungsmäßige
Anträge, die allen anderen Antragen vorgehen dürften.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Darüber ist kein Zweifel, ich würde es auch fofort beantragt
haben. Es ist der Antrag gestellt worden, die zur Diskussion stehende Wahl und die darauf
folgende unter Nr. 6 angeführte Wahl jetzt von der Tagesordnung abzusetzen, nach Schluh der
Sitzung eine geheime Sitznng zu halten und auf die Tagesordnung zu fetzen: Beschlußfassung
darüber, ob über diese beiden Wahlen in geheimer Sitzuag beschlossenwerden soll und ob das
sofort geschehen soll oder in einer künftigen Sitzung. Sind die Herren hiermit einverstanden? —
Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete Vlocm.

Abgeordneter Nloem: Ich stelle den Antrag, die Sachen unter Nr. 5 und 6 an den
Schluß der heutigen Tagesordnung zu stellen; dann würden wir am Schluß der Tagesordnung
beschließen, daß diese Gegenstände in geheimer Sitzung verhandelt werden sollen. Augenblicklich
haben wir nur zu beschließen, daß sie an den Schluß der Tagesordnung kommen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Vloem zur Geschäfts¬
ordnung erwidern, daß wir nach meiner Ansicht sofort darüber beschließen können, die Gegenstände
jetzt abzusetzen und in die geheime Sitzung zur Beschlußfassung zu verweisen. Der Herr Abgeord¬
nete Becker hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich glaube, die Herren fürchten nur den Ausdruck
„von der Tagesordnung absetzen", sie wollen statt dessen einen milderen Ausdruck haben, sie wollen
die Gegenstände unter Aufrechterhaltung der Tagesordnung an dm Schluß der Sitzung ver¬
schieben, aber sachlich decken sich die Vorschläge des hochverehrten Vorsitzenden mit dem, was die
Herren wollen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordneter Freiherr von Solemacher hat das
Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich würde nicht fagen: am Schluß der
Tagesordnung, sondern am Schluß der Sitzung, Wenn wir sagen, am Schluß der Tagesordnung,
dann sind wir genöthigt, die sämmtlichen zwölf Nummern herunter zu arbeiten, während, wenn
es heißt: am Schluß der Sitzung, wir um 12 Uhr abbrechen und dann du>se Sache vornehmen
können. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist also der Vorschlag gemacht worden,
am Schluß der Sitzung über diese beiden Punkte der Tagesordnung zu befinden, ob sie in geheimer
Sitzung behandelt werden sollen. Es besteht jetzt kein Zweifel mehr. Ich frage, wer dagegen ist.
— Niemand erhebt Widerspruch, folglich geschieht es so.

Nr. ? Antrag der Gemeinde Königswinter auf Verleihung der Städteordnung durch
Königliche Verordnung,

Meine Herren! Dieser Antrag der Stadt Königswinter ist in das Plenum verwiesen
worden. Ich frage, ob Sie damit einverstanden sind, wenn ich einen der Herren Schriftführer
mit der Verlesung des Schreibens betraue, (Zustimmung.)

Abgeordneter Broich: Meine Herren! Ich möchte das Haus fragen, ob nicht vor Schluh
der Sitzung nach einer anderen Position der Tagesordnung dieses Referat vorgetragen werden
darf, denn mir ist von den Akten nichts bekannt, und bin ich deshalb nicht in der Lage, Ihnen
die Vorlesung der ganzen Akten zu ersparen, weil ich nicht weiß, was darin steht. Wenn Sie
verlangen, daß das Ganze vorgelesen werden soll, so bin ich bereit, den Bericht zu übernehmen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianßen hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

AbgeordneterIanßen (Vurtschcid): Unter diesen Umständen stelle ich den Antrag, daß
wir die Sache an die I. Fachcommissiunverweisen, damit diese sich schlüssigmacht und einen
Referenten ernennt. Ich glaube, wir werden dann noch im Laufe dieser Session in der Lage
fein, über die Sache zu befinden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben den Beschlußgefaßt, die Sache
im Plenum zu behandeln; jetzt wird der Antrag gestellt, sie an eine Commission zu verweisen
Ich ertheile dem Herrn AbgeordnetenRings das Wort,

Abgeordneter Rings: Meine Herren! Es ist der einstimmige Wunsch der Gemeinde¬
vertretung ....

VorsitzenderFürst zu Wied (den Redner unterbrechend): Wir verhandeln jetzt nur
über die formelle Behandlung der Angelegenheit, Der Herr Abgeordnete Ianßen hat das Wort
zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Meine Herren! Wenn wir auch in einer früheren
Sitzung beschlossenhaben, die Sache im Plenum zu behandeln, so sehen wir doch aus dem gegen¬
wärtigen Stande derselben,daß wir noch nicht in der Lage sind, zu einem Beschlusse zu kommen.
Unter solchen Umständen scheint mir eine Vorprüfung der Angelegenheit in einer Commission
uimbwcislich,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich mochte dem Herrn Abgeordneten Ianßen erwidern,
daß ich mit seinem Antrage vollkommeneinverstandenbin, daß ich nur den historischen Verlauf
der Sache mir darzulegen erlaubt habe, daß nämlich die Sache zuerst au das Plenum verwiesen
worden wäre. Ich bitte um einen Antrag, an welche Commission der Gegenstand gehen soll,

AbgeordneterIanßen: An die I. Facheommission.
VorsitzenderFürst zu Wied: Cs erfolgt kein Widerspruch, die Sache geht an die

I, Fachcommission, — Zur Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordneteGraf von Beisfcl das Wort.
AbgeordneterGraf von Veiffel: Ich möchte mir im Anschluß daran erlauben, die

1, Fachcommission nach der Sitznng auf einen Augenblickzufmnmenzubcrufen,damit wir gleich
einen Referenten ernennen können und dieser Zeit gewinnt, die Akten zu studiren.

VorsitzenderFürst zu Wied: Nr. 8 der Tagesordnung ist die Mittheilung des Prouinzial-
ansschnsses,betreffenddie Bewilligung eines weiteren Zuschussesvon 40 0U0 M. zum Bau einer
Brücke über die Mosel zwischen Trarbach und Traben. — Berichterstatter ist der Herr Abge¬
ordnete Adams.

Berichterstatter Abgeordneter Adams: Meine Herren! Die vorliegende Angelegenheit
hat den Provinziallandtag bereits früher beschäftigt. Cs handelt sich darum, daß über die Mosel
zwischen den Orten Trarbach und Traben eine stehende Brücke errichtet werden soll. An der
fraglichenStelle treffen verschiedene Provinzialstraßen zusammen. Cs kommen von der rechten
Moselseite erstens die Moselstraße, zweitens die Straße, die von Vingen nach Trarbach führt
und dritteus die Straße, die von Virkenfeld nach Trarbach führt; anf der anderen Moselseite ist
gegenwärtigdie Muselciscnbahnbis nach Traben geführt, und es geschah das wesentlich in der
Intention, gerade für den rechtsrheinischen Theil der Mosel, für den Hunsrückeu eine bequeme
Verbindung mit der Eifenbahn zu schaffen Cs liegen hier an der Mosel felbst die beiden Orte
Trarbach und Traben, die nach Ansicht des Prooinzialausschusscs alles gethau haben, was in
ihren Kräften steht, um ihrerseits zu der Brücke beizutragen, soviel ihnen möglich: sie haben zu
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der Eisenbahn bereits 85 000 M. beigetragen, und sie sind bereit, zu der Brücke die 1'z0 000 M.,
die hierfür von ihnen gezeichnet sind, zu leisten. Das sind Leistungen,die durchaus anerkennens¬
wert!) sind. Es liegt aber das Interesse an der Brücke nicht nur bei diesen beiden Orten Trar-
bllch und Traben, sondern es sind auch wesentlichdie armen Distrikte, die sich rechts und links
der Mosel an den Berghöhen hinziehen,dabei interessirt, — Auf der einen Seite ist es die Eifel,
auf der anderen Seite ist es der ärmste Theil des Hunsrückens, denn die westlicheAbdachung
des Hunsrückens gehört zu dem ärmsten Theile der Provinz,

Es ist von größter Wichtigkeit,diesen zurückliegenden Theilen, welche ihrerseits nichts
beitragen können, eine durchgehende Verbindung von Vingcn und von Birkenfeld aus über die
Mosel bis nach Wittlich hin und bis an die Moselbahn zu schaffen. Diese wirklich leistungs¬
fähige Verbindung kann nur durch den Bau einer stehenden Brücke beschaffenwerden, nnd es
kann namentlich durch diese stehende Brücke für den Hunorücken der Zutritt der Eisenbahn an
dieser Stelle, wo diese beiden Provinzialstraßen zusammentrafen, vermittelt werden. Nun ist
bereits früher an uns die Petition herangetreten, Seitens der Provinz erheblicheBeiträge zur
Erreichung diefes Zweckeszu leisten. Bereits im Jahre 1879 ist eine Petition eingegangen, es
hat später und zwar zuletzt im Jahre 1886 noch eine dahin zielende Petition das hohe Haus
beschäftigt Damals wurde verlangt resp, darum gebeten, die Provinz möge bei dein Interesse,
das eine solche Brücke für einen armen Theil der Provinz habe, selbst den Bau übernehmen,
sie möge auch die Unterhaltung übernehmen und möge 120 000 M. dazu geben.

Diese Petition ist in den Haupttheilen, Bauübernahmc und Unterhaltung der Brücke
damals ganz abgelehnt worden: die Geldsumme ist auch in einem geringeren Maße bewilligt
worden, es ist damals die Vauvflicht vollständig abgelehnt worden, ebenso auch die der Unter¬
haltung, auf diesem Standpunkt sieht der Proviuzialausschuß auch noch heute, es sollen diese
Anträge uubedingtzurückgewiesenwerdcn. Was aber die Geldhülfe betrifft, fo sind die 120 000 M.
damals auf 00 000 M. vom Provinziallandtag ermäßigtworden. Es haben nun in der Zwischen-
zeit Vorverhandlungen stattgefunden, um es zu ermöglichen,daß mit diesen 60 000 M, die der
Provinziallandtag geben möge, die Brücke gebaut werden könne. Es scheitertedas aber an dem
Unistande, daß die Königliche Staatsregierung erklärte, sie würde ihren Beitrag, den sie mit
20 000 M. zu geben beabsichtigt,nicht geben, wenn nicht Seitens der Provinz mehr aufgebracht
würde, und es wurde damals, wie auch in der Petition steht, verlangt, daß diese 120 000 M.
jedenfalls bewilligt werden müßten, wenn der Bau zu Stande kommen folle. Es haben inzwischen
die Einwohner von Trarbach noch weitere 20 000 M. zusammenzubringengesucht, und der Pro-
vinzialausschuh hat vermittelt, daß, wenn der Betrag von 40 000 M noch zu den früher
bewilligten 60 000 M. gegeben würde, die Provinz also 100 000 M. beitrage, dann wohl die
Brücke ausgeführt und einen, großen Interesse dieses Theiles der Provinz entsprochen werden
könne. Dem Proviuzialausschuß stehen für diesen Zweck noch hinreichendMittel zur Verfügung.
Es sind 60 000 M. früher vom Landtag bewilligt, ferner stehen noch 59 000 M. aus den
früheren Etats zur Verfügung. Der Prouinzialausfchuh hat uun beschlossen,er wolle die Snmme
von 40 000 M. aus den 59 000 M. bewilligen. Der Proviuzialausschuß glaubte aber weiter
sich sageu zu sollen, daß, da der Landtag früher die Anforderungvon 120 000 M. auf 60 000 M.
ermäßigt habe, damit alfo einen weiteren Betrag über 60 000 M. nicht zu bewilligen erklärt
habe, er diesen von ihm gefaßten Beschluß nicht in Ausführung bringen solle, wenn sich im
Landtage Widerspruchdagegen erhebe. Deshalb hat die heutige Verhandlung den Zweck, daß
der Provinziallandtag sich darüber ausspricht, ob er mit diese», Beschluß des Provinzialaus«
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schusses einverstandenist oder nicht. Ich möchte namens des Ausschusses Ihnen empfehlen, dem
von ihm gcfahten Beschluß in jeder Beziehung Ihre Genehmigung zu gebe». Ich habe die
Gründe dazu bereits im wesentlichenausgeführt. Wenn man auch annehmen will, daß über
schiffbare Flüsse der Staat die Fähren, Brücken u. s, w. zu leisten hat, so kann man anderer¬
seits nicht verkennen,daß hier ein hohes provinziellesInteresse vorliegt. Für diesen armen Theil
der Provinz bekommen wir vom Staate 200 000 M,, von den Interessenten 135 000 M., wenn
wir unsererseits aus Prouinzialmittelu die Summe von «0 000 M, um 40 000 M, erhöhen.
Ich glaube, daß wohl ein hohes provinziellesInteresse vorliegt, diese Erhöhung vorzunehmen,um
diesen großen Vortheil nicht nur den beiden Orten, die an der Mosel liegen, sondern den beiden
hinterliegcnden,sehr armen Theilen der Provinz zu verschaffen. Ich empfehleIhnen daher den
Beschluß des Ausschusses zur Genehmigung.

VorsitzenderFürst zu Wied: Neber diesen Antrag des Prouinzialausschusscs eröffne
ich die Diskussion. Es meldet sich Niemand zum Wort, Dann gebe ich dem Herrn Bericht¬
erstatter zum Schluß das Wort.

Berichterstatter Graf Beißel von Ghmnich: Ich wollte nnr bemerken, meine Herren,
daß, wenn kein Widerspruch im hohen Hause sich erhebt, dann wohl eine Abstimmung über die
Summe nicht erforderlich ist, fondern daß mit der Constatirung dessen, daß der Provinzial-
landtag keinen Widerspruchgegen diesen Beschluß erhoben hat, die Sache als erledigt angesehen
werden kann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Er erfolgt kein Widerspruch im Provinziallandtag, ich
constatire dieses. Die Sache ist also hiermit erledigt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 9 der Tagesordnung: Referat der I, Fachcommisfion,
betreffendGesuch des Trier'schen Bauernvereins: Abänderung der Garantiefrist bei Vichuerkäufen,
Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPflug, ich ersuche denselben,das Wort zu ergreifen.

Berichterstatter Abgeordneter Pflug: Ich will dem hohen Hause das Gesuch zuerst
vorlesen, oder wünschen die Herren, daß ich nur kurz darüber referire? (Zustimmung.) Den
Herren ist allen bekannt, daß ein neues bürgerliches Gesetzbuch, geltend für das ganze deutsche
Reich, ausgearbeitet wird, und es handelt sich in dein Gesuche des Vauernvereins darum, daß
einzelne Bestimmungen dieses Gesetzes, die Garantiefrist bei Viehverkäufen betreffend, geändert
werden. Ich habe Gelegenheit genommen, in einer Versammlnng von Landwirthen, in der alle
Theile der Provinz vertreten waren, über die in Frage stehendenAenderungendes Gesetzesparagraphen
zu sprechen und sind wir in einer einstündigenBesprechungnoch nicht über den ersten Puukt der
Antragsteller schlüssig geworden. Wir haben daher geglaubt, daß es praktischer ist, wenn man
diesen Antrag den« Prouinzialausschuß zur weiteren Berathung überweist. Dem Prouinzial-
ausschuß wird es ein leichtes sein, später sich darüber schlüssig zu machen, da, soviel mir bekannt
ist, bereits der niedcrrheinische Vaucrnverein die Materie gründlich behandelt hat und in den
nächsten Tagen der landwirthschaftlicheEentralverein auch die Frage behandeln wird. Ich bitte
daher den Antrag der Commission,der dahin lautet:

„Die I. Fachcommissiouersuchtdas hohe Haus, das Gesuch des Trier'schen Bauern¬
vereins, betreffend Abänderung der Garantiefrist bei Vichverkäufen dem Prouinzial¬
ausschuß zu überweisen mit dem Auftrage, dasselbe zu prüfen und dein nächsten
Landtage vorzulegen"

anzunehmen.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag des Ausschusseszur Diskussion.
Es meldet sich Niemand zu», Wort, ich schließe dieselbe und gebe dein Herrn Referenten zum
Schluß das Wort,

Referent AbgeordneterPflug: Wenn ich um das Wort bitten darf, soeben bin ich
darauf aufmerksam gemachtworden, der im Antrage gewählte Passus: „dem nächsten Landtage
vorzulegen", könnte dem ganzen Gesuche ungünstig werden, indem zwei Jahre hingeheil, bis der
Landtag sich wieder versammeln wird. Man könnte daher die Resolution umändern, daß nach
Anhörung der beiden Vereine der Provmzialausschuß den Gegenstand berathet und dementsprechend
sein Gesuch an die Negierung Namens des Landtags richtet

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLichter hat das Wort.
Abgeordneter Lichter: Ich betrachte die Sache nach den Ausführungen des Herrn

Berichterstatters als erledigt.
VorsitzenderFürst zu Wied: Sie erklären sich also einverstanden, mit dem was der

Herr Berichterstatter soeben als Abänderung vorgeschlagen hat.
AbgeordneterLichter: Ja!
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Brühl hat das Wort

zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterGraf von Brühl: Ich meine, daß hier, wie eben gesagt worden ist, der

Provmzialausschuß die landwirthschaftlichenVereine, die hier in der Nheinvrouinz bestehen, hören
solle, bedarf in dem Antrage selbst keiner besonderen Hervorhebung, Ich glaube, daß um formellen
Schwierigkeitenzu entgehen, um auch nicht mit der eigenen Commission in Widerspruch zu
gerathen, der Herr Berichterstatter gut thut, den Antrag fallen zu lassen und einfach bei dem
Beschlusse der Commissionstehen zu bleiben, Ich stelle deshalb den Antrag es bei dem Antrage
der Commissionzu belassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteNroich hat das Wort.
AbgeordneterVroich: Meine Herren! Der Herr Referent hat sich nur darüber geäußert,

was geschehen soll, wenn der Landtag im nächsten Jahre sich nicht versammeln wird, und deshalb
das Material der betreffendenCommission,welche sich mit den Gesctzesuorschlägen befaßt, zu spät
eingereichtwerden würde. Er hat sich erlaubt Ihnen vorzuschlagen,daß der Provmzialausschuß
für diesen Fall das Material ohne weiteres weiter geben könne. Ich glaube, daß das dem
Commissionsantrageallerdings nicht vollständigentspricht, aber auch nicht widerspricht, weil der
Commissionsantragwahrscheinlich von der Voraussetzung ausgegangen ist, daß der Landtag im
nächsten Jahre zusammen kommen würde. Wird der Landtag nicht zusammentreten, so verlieren
wir zwei volle Jahre Zeit, dann ist selbstverständlichdas bürgerliche Gesetzbuchnoch nicht angenommen,
aber es könnte schon die Gesetzgebungin einein vorgerückterenStadium sich befinden, so daß
dieser Antrag nur noch als Amendcmentin Frage kommen könnte, während das Material nach
dem erweiterten Antrage des Herrn Referenten bei Feststellung des endgültigen Entwurfes des
bürgerlichen Gesetzbuches zur Verwendung kommen könnte. Ich möchte deshalb fragen, ob das
hohe Haus mit dem Antrage des Herrn Referenten dahin einverstanden ist, daß für den Fall
der Prouinziallandtag im nächsten Jahre nicht zusammentritt, der Provmzialausschuß ermächtigt
sein soll, das Material an die Stelle, die mit der Sache zu der Zeit befaßt ist, weiter zu geben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacherhat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich glaube, meine Herren, die Sache wird

sich dadurch erledigen lassen, wenn ich Ihnen die Versicherunggebe, daß der Provinzialausschuß
die Sache jedenfalls in den ersten 6 Monaten des nächsten Jahres berathen und erledigen wirb.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Grand-Ny hat das Wort
Abgeordnetervon Grand-Ny: Ich weih nicht, ob die hohe Versammlung einigen Werth

darauf legt, diese Frage auch bei ihr zur Diskussionund Beschlußfassungzu bringen. Für den
Fall, daß der zweite Antrag des Herrn Referenten zur Annahme käme, würde die Versammlung
nicht mehr in die Lage kommen, sich zu äußern, es würde allein das Votum des Provinzial-
auöschussesmaßgebend sein für die Grundsätze,die in dieser Frage in der Gesetzgebung zu befolgen
sein würden. Hiergegen trage ich einiges Bedenken. Bei solchen Fragen halte ich es zunächst für
wüufchenswerth, daß, wenn es irgend die Zeit gestattet, das Referat fchriftlich gegeben werde,
damit die einzelnenMitglieder des hohen Hauses sich vorher informiren können. Die Eommission
hat, wenn ich recht verstanden habe, sich nur darauf beschränkt, dem Ausschuß den Gegenstand zu
überweisen. Eine Aeußerung in der Sache selbst ist nicht erfolgt, Es liegt alfo über die Sache
selbst augeublicklich keiu Votum vor uud nun soll nach dem zuletzt gestellten Antrage der Provinziab
landtag die Angelegenheit dem Ausschusse übergeben, ohne daß irgendwie eine Diskussion oder
Stellungnahme zur Sache seinerseits erfolgt ist. Bei solcher Lage der Dinge möchte es angezeigt
sein, bei dem Antrage der Fachcommissionstehen zn bleiben und abzuwarten, ob eventuell wir
zu spät komme» oder nicht, nicht aber ohne Weiteres die Entscheidung in die Hände des Prouinzial-
ausschusses zu legeu. Wenn ich auch volles Vertrauen zum Prouinzialansschussehege, bin ich doch
der Meinnng, daß der Landtag hier ein Recht und eiue Pflicht hat, sich auszusurechen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort,
Berichterstatter AbgeordneterPflug: Da mei« Zusatz zu dem Antrage auf Widerspruch

gestoßen ist, so ziehe ich denselben zurück. Ich erlaube mir nur, dem Herrn Vorredner zu erwidern,
daß iu der Fachcommissionnur 3 oder 4 Landwirthe sich befinden nnd es Schwierigkeitenhaben
wird, in diefcr Commissiondiese Frage eingehendzu bchnndelu. Es ist selbstverständlich, daß die
Herren vom Kaufmannstnnde nnd die Fabrikanten keine Interessen an dieser Frage haben und
auch nicht genügend Erfahrung besitze», um diefc Frage zu behaudeln.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Geh. Ncgiernnc,srath Melbcck hat das Wort.
Geh. Ncgierungsrath Melbeck: Ich hätte gewünscht, meine Herren, daß die Sache

materiell znr Verhandluug gekommen wäre, wenngleich die Besorgnis; nicht vorliegt, daß wir,
auch wenn der Landtag erst nach 2 Jahren zusammentritt, zu spät kommen werden. Ich will
nicht annehmen, daß in,) Jahre vergehen, wie im Reichstage bemerktwurde, ehe das bürgerliche
Gesetzbuch zur Vollendung gelangt, aber so dringend ist die Sache nicht. Dabei möchte ich nur
noch bemerken, daß diese für die Landwirthschafthochwichtige Frage am 22. dieses Monats im
Ccntmlvorstanddes landwirthschaftlichen Centralucreius für Nheinvreußenzur Verhandlung kommen
wird, und daß der Ccntraluorstand unzweifelhaft seine Beschlüssedirekt an die Eommission, die
in Berlin znr Entgegennahmeder Aeußerungen bestellt ist, einreichen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLichter hat das Wort.
AbgeordneterLichter: Ich habe geglaubt, auf das Wort verzichten zu können. Jedoch

nach den Aeußerungen des Herrn Abgeordneten Vroich erlaube ich mir noch einige Worte
darüber zu sprechen. Ich bin anch der Meinung, daß das hohe Haus iu dieser Frage gehört
müsse, weil die Ansichten über dieselbe so verschieden sind. Der Antrag geht aus von einem
Bezirke,wo Viehzucht getrieben wird, und bezweckt hauptsächlich, dahiu zu wirken, daß diejenigen
Vestimmuuge»umgeändert werden, welche auf die Verkäufer fo fchädigeud eiuwirken. Unsere
niederrheinischenKollegensind zum Theil anderer Ansicht,weil sie Käufer sind und fürchten, daß
die Umänderung diefer gesetzlichen Vestimmungeu die Käufer schädigen könnte. Der Antrag
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bezwecktnicht, die Käufer zu schädigen,er bezweckt,daß für jede» der als Hauptmängelbezeichneten
Fehler nur eine folche Gewährfrist gestellt werde, innerhalb welcher der aufmerksame Käufer
denselbenerkennen kann. Es liegt deshalb die Nothwendigkeitvor, daß die Sache erst hier im
Hause, wo verschiedene Ansichten geäußert werden, znr Verhandlung kommt, bevor sie dem Pro-
vinzicüausschußübergeben wird

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher hat das
Wort zur Geschäftsordnung,

AbgeordneterFreiherr von Solcmacher: Meine Herren! Die wenigen Worte, die ich
gesprochen habe, sind einfach dadurch veranlaßt worden, daß ich den mündlichenZusatz zu dem
Antrag des Herrn AbgeordnetenPflng nicht genau verstanden hatte, indem ich glaubte, es handele
sich nur um eine materielle Entscheidung, Deshalb erkläre ich ausdrücklich, daß der Ausschuß sehr
erfreut sein wird, wenn uns die materielle Entscheidungnicht zugeschoben wird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteVroich hat das Wort,
AbgeordneterVroich: Ich glaube uns Weiterungenersparen zu können, wenn ich erkläre,

daß der Antrag des Herrn Referenten, den ich vertreten habe, längst zurückgezogen ist und daß
es sich nur noch um den Eommissionsantrag handelt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Loö hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Loü: Ich würde gar nicht das Wort ergreifen, wenn ich

mir nicht eine kleine Vcrichtigung erlanben wollte. Dem Antrage der Commissionstimme ich bei.
Der Herr Abgeordnetedichter hat eben gesagt, es feien verschiedene Interessen am Niederrhcin
und bei ihnen. Wir haben nun vor 2 Tagen eine Eommissionssitzung des RheinischenBauern-
Vereins in dieser Angelegenheitgehabt und da haben wir an der Hand unserer Interessen unsere
Ansichten in dieser Frage geeinigt. Ich glaube, daß die Interessen nicht verschiedensind. Ich
wollte das hier berichtigen

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Geschäftsordnungsgemäßist der Autrag
von Herrn Abgeordnetenvon Grand-Ry gestellt worden, daß diese Vorlage gedruckt wird. Da
nun aber die Sache wieder an den Landtag kommt, so werden Sie wohl damit einstanden sein,
daß sie jetzt nicht gedruckt wird, sondern daß sie mit dein Votum des Proviuzialausschusses
zusammengedruckt und an den künftigen Landtag geht. — Der Herr Abgeordnetevon Grand-Ny
hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordnetervon Grand-Ry: Ich bin vollständig mit dem Vorschlageeinverstanden,
ich glaube nur eiu Mißverständniß berichtigenzu müssen. Ich habe nur den allgemeinenWunsch
auf schriftliche Berichterstattung ansgesvrochen,nicht einen besonderenAntrag gestellt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Sie hatten den allgemeinenWunsch ausgesprochen,daß
bei allen wichtigen Verhandlungen die Anträge gedruckt werden, ich bitte dann, daß, wenn Anträge
an das Hans kommen,man sagt, daß sie gleich gedruckt werden sollen; denn, meine Herren, es
ist das Recht des Hauses dieses zu befiuden. Es steht nun noch der Antrag an die Commission
vor — ich bitte diejenigen, welche dagegen sind, sich zu erheben. (Niemand erhebt sich.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen. Wir kommen mm zu Punkt 10 der Tages¬
ordnung: Antrag der III. Fachcommissionbezüglich des Antrages auf Ueberunhmeder Straße
Eteinstraß-Titz, Berichterstatter: AbgeordneterDiltmar. — Der Herr Abgeordnete Courth hat
das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterCourth: Ich möchte beantragen, daß die 3 Nummern 10—12 von der
heutigen Tagcsordnnng abgesetzt werden. Es ist 12 Uhr und es wollen die auswärtigen Herren
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»ach Hause abreisen. Es bleiben uns dann noch 2 Punkte übrig, die in der geheimenSitzung
zu erledigen sind.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Dittmar hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

NbgeordnelerDittmar: Meine Herren! Ich darf Ihnen die Versicherunggeben, daß die
Erledigung der letzten 3 Positionen in Summa kaum 10 Minuten in Anspruchnehmen wird. Sie
haben dann ihre Tagesordnung erledigt und ich glaube, wir gehen mit leichteremHerzen nach
Hause, als wenn wir diese 3 Punkte wieder aussetzen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBloem hat das Wort.
Abgeordneter Bloem: Meine Herren! wir können gar nicht wissen, wie lange das

dauern wird. Wir haben bei der Verhandlung der vorhergehendenSache gesehen, wie lange die
Verhandlung bei einer einfachen Sache sich hinziehen kann. Ich unterstütze den Antrag des
Herrn AbgeordnetenCourth.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es besteht der Antrag des Herrn Abgeordneten Courth,
die 3 letzten Gegenstände von der Tagesordnung abzusetzen. Ich bitte diejenigenHerren, welche
für die Absetzung sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Ich bitte um Gegenprobe, es mögen sich diejenigen Herren erheben, welche gegen die
Absetzung sind. (Geschieht.)

Es steht jetzt die Majorität, die Herren sind einverstanden, daß wir die 3 Stücke noch
erledigen. Ich bitte den Herrn AbgeordnelenDittmar den Vortrug zu übernehmen.

AbgeordneterDittmar: Meine Herren! Der Gegenstand der vorliegenden Petition hat
den hohen Landtag nicht zum ersten Male beschäftigt. Die Uebernahme der Straße Steinstraß-Titz
hat wiederholt bereits dem hohen Landtag vorgelegen,zuletzt 1883. Damals ist die Petition der
interessirenden Gemeinde abgelehnt worden mit dem Hinweise darauf, daß einerseits die Leistungs¬
fähigkeit der betreffenden Gemeinde selbst eine derartige sei, daß sie wohl diese Unterhaltungskosten
der Straße tragen könnte. Dann ist darauf hingewiesen, daß die Straße selbst einen höheren
Werth als Verkchrsstrane nicht hätte, dn sie einen Durchgangsverkehr nicht besäße. In der
jetzigen Petition, die wieder denselben Zweck hat, die Uebernahme der Straße Steinstraß-Titz zu
beantragen, wird für die Uebernahmeausgeführt, daß einerseits eine höhere Bedeutung des Weges
vorhanden ist, weil diese Straße das Verbindungsglied zwischen2 anderen Hauptstraßen ist,
zwischen der von Aachen-Köln und der von Iülich-Düsfcldorf.

Sodann wurde ausgeführt, daß die Unterhaltungskostendieser Straße auf die Länge
von 10 1:in jährlich 90u0 M. aus allen drei Gemeinden beanfpruche», und daß dies für die
Leistungsfähigkeitder Gemeinden eine viel zu hohe Summe wäre. Es wurde also unter diesem
Gesichtspunkte die Sache der Conunissionüberwiesen. Meine Herren! Ich darf constatiren, daß
die Commissionden Petitionen der Bürgermeistereien Tietz und Nödingen durchaus sympathisch
gegenübergestandenhat. Nichtsdestowenigerglaubt die Eommission aber Ihnen dennoch nicht
diese Angelegenheitschon jetzt zu einer spruchreifen Entscheidungzu empfehlen. Es wurde nämlich
von der einen Seite angeregt, daß wir demnächst, wahrscheinlich schon bis zur nächsten Landtags-
fefsion, das Regulativ über die Ordnung unserer Kreis- und Communalwege in Händen haben
werden; daraus würden wir sehen können, ob wir nicht an der Hand dieses Regulativs den
bedrängtenGemeinden helfen können. Sodann wurde von anderer Seite betont, daß wahrscheinlich
demnächst für unsere Provinz das Gesetz über die Präcivual-Lcistung Platz greifen wird, wonach
diejenigenadjacirenden Industriellen, welche folche Straßen benutze», zu den Kosten herangezogen
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werden solle». Dieser Fall liegt hier vor, denn die Frequenz der Straße ist hauptsächlich der
Industrie zu verdanken und die hohen Unterhaltungskostenwerden in Folge der starken Inanspruch¬
nahme dieser Straßen durch die Industrie hervorgebracht. Es würde dann zu sehen sei», ob wir
nicht an der Hand dieses Gesetzes den Gemeinden helfen können. In Summa glaubt Ihnen die
Commissionmit Rücksicht auf diese Gesichtspunkte, die Vertagung der Angelegenheitempfehlenzu
können. Ich möchte noch eine kurze Bemerkung machen und namentlich betonen, daß die Mitglieder
der Commission in ihren Motiven nicht ganz einig gewesen sind, daß sie aber einverstanden
gewesen sind, dem hohen Hause zu empfehlen, von einer Veschlußnahmeüber diesen Gegenstand
in dieser Session Abstand zn nehmen und die Entscheidung dieser Sache auf die nächste Session
zu verweise». Da sich der Antrag der Commissto» vollständig mit den Vorschlägendes Pruvinzial-
ausschusses deckt, so darf ich wohl hoffen und bitte», daß in diese»! Si»»e von dein hohe» Hause
beschlossenwerden möge.

(Der stellvertretendeVorsitzende Geh. Iustizrath Adams übernimmt den Vorsitz.)
Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich frage, ob jemand zu diesem

Gegenstande der Tagesordnung das Wort wünscht und bitte den Betreffenden, sich zu melden.
Da es nicht geschieht, so schließe ich die Diskussionund frage, ob jemand gegen den Antrag ist.
Ich bitte die Geg»er, sich zu erheben. Dies geschieht nicht und ich constatire, daß der Antrag
der Commissiondamit angenommen ist.

Wir kommen zum folgenden Gegenstande der Tagesordnung. Es ist der Antrag der
III. Fachcommisswnbezüglich des Referates des Provinzialausschusfcsbetreffendden A»trag Weiß
u»d Genossenauf Bewilligung einer Entschädiguug für das ihnen bei dem Bergrutsch oberhalb
Zell zerstörte Eigenthum

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFuchs und ich ersuche denselben, das Referat
vorzutragen,

Berichterstatter AbgeordneterFuchs: In einer Eingabe vom 2, laufenden Monats sind
Michael Weiß und acht Genosse» aus Zell darüber vorstellig geworden, daß sie in Folge eines
BergrutschesSchade» erlitten hätten und zwar Weih cm seüiem Ockonomicgebäude und die übrigen
Petenten a» ihre» Weinberge». Dieselben bitten um Entschädigung u»d gebe» die Summe des
Schadens auf 4l20 M. an. Die Commission glaubt deu Antrag auf Gewährung einer Entschädigung
nicht befürworte»zu können, da für Fälle, wie der vorliegende, der durch Naturereignisseentstanden
ist, die Provinz wohl unmöglich eine Entschädigung gewähren kann. Weil jedoch die Petenten
sämmtlich arm sind — der eine ist Schieferdecker,der aiidere SamculMdler — so glaubte die
Commissio»beantrage,: zu müssen, den: Provinzialausschuß anheim zu geben, wenn die Petenten
um Gewährung einer Unterstützung einkommen, dieses Gesuch event, berücksichtigen zu wollen.
Es geht sonach der Antrag der Fachcommission dahin:

Hoher Provinziallandtag wolle beschließen:
„den Antrag Michael Weih und Genossenauf Bewilligung einer Entschädigung für
das ihnen bei dem Bergrutsche oberhalb Zell zerstörte Eigenthum abzulehnenund dem
Prouinzilllausschusseanheimzugeben, ein etwaiges Gesuch der genannte» Petenten auf
Gewährung einer mähigen Unterstützungeventuell zu berücksichtigen."

Stellvertretender Vorsitze»derGeh. Iustizrath Adams: Ich eröffne die Diskussion und
ertheile das Wort den, Herrn AbgeordnetenEckertz.

AbgeordneterEckertz: Meine Herren! Ich stimme dem Antrage der Commissio»voll-
stä»dig bei. Die Petition ist aus Unkenntnih so abgefaßt, wie sie dem hohen Hause vorliegt.
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nur eine Unterstützungwünschen. Das geht meines Erachtens aus der Petition selbst hervor,
denn es heißt da: „Da nun Dank der Opferwilligkeit unseres deutschen Vaterlandes an allen
Orten, wo durch ElementarcrcignisseSchaden entstand, hülfreicheHand geleistetwurde, so hegen
auch wir das Vertrauen «." Sie wollen also von der Provinz nur ein Opfer gebrachthaben,
nur eine Unterstützungerreichen. Meine Herren! Wenn wir die Sache dem Prouinzialausschuß
überweisen,wenn die Pctenten also eine neue Petition im Sinne des Antrages einreichen, dann
möchte ich dem Provinzialausschuh die Sache warm empfehlen und zwar aus folgendenGründen:
Die Leute, um die es sich hier handelt, sind alle arme Winzer, die aber großen Schaden durch
den Bergrutsch gehabt haben, der eine sogar um den Betrag von 1^00 M Meine Herren!
Wenn man bedenkt,daß die Leute in den letzten Jahren eine so schlechte Weinernte gehabt haben,
daß sie dadurch auch einen großen Ausfall in ihrem Ertrage hatten, dann meine ich, wäre
es doch am Platze, hier nicht blos eine mäßige Hülfe den Leuten zu gewähren, sondern ich
möchte Sie bitten, den Prouinzialausschuß zu ersuchen,den Leute» soviel zu bewilligen, daß sie
dabei vollständig bestehen können.

Meine Herren! Ich möchte noch auf eines aufmerksammachen, daß die Provinz, wenn
ich mich so ausdrückendarf, bei dem Bergrutsch mit einem blauen Auge davon gekommenist.
Der Bergrutsch hat unserer Provinz 45 000 M, gekostet, (5s war nothwendig, die Straße zu
verlegen und dafür mußte ein Kalkofcn angekauft werden. Jetzt ist die Straße wieder an der
alten Stelle, Der Kalkofenist für die Summe von 1^.00 M. verpachtet worden und die Lager¬
plätze, die in der Mosel durch Einschütten des Schuttes entstaudeu siud, zu 200 M., also im
Ganzen für 1500 M. Dadurch hat die Provinz von ihrem Kapital einen Zinssatz von 3'/«
Prozent. Aus diesen Gründen möchte ich den Prouinzialausschuß bitten, den Leuten eine größere
Unterstützungzu Theil werden zu lassen.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es hat sich Niemand zum Wort
gemeldet. Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Grand-Nn,

Abgeordnetervon Grand-Nn: Meine Herren! Ich möchte mich der Befürwortung des
Herrn Vorredners mit ein paar Worten anschließen und den Prouinzialausschuß bitten, für diesen
Fall sich nicht etwa nur auf eine mähige Unterstützungzu beschränkn, sondern, da die Noth eine
hohe ist, die Hülfe etwas reichlicher zu bemesseu, wie der Prouinzialausschuß wiederholt in solchen
Fällen mit reicher Hülfe zur Hand gewesen ist. Ich beschränke mich auf diese kurzen Worte, um
nicht die Verhandlung in die Läng,' zu ziehen. Es wird mir soeben subpctitirt, ich möchte vielleicht
hier den Ausdruck „angemessen" statt „mäßige" Unterstützung in den Antrag hinein bringen.
Ich gestatte mir, diesen Antrag hier zu stellm und hoffe, daß die Herren mit dieser Aenderung
des Wortes „mäßige" in „angemessen"einverstandensind.

Stellvertretender VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Landesdirektor hat
das Wort.

LandcsdirektorKlein: Ich möchte doch dringend bitten, den Provinzialausschuß nicht in
dieser Weise zu vinculiren. Wir können nicht in allen solchen Fällen Unterstützung gewähren,
sonst würde Landtag und Prouinzialausschußein vollständiges Unterstützungshürcaufür die Provinz.
Es liegt hier meines Erachtens kein Gruud für die Gewährung einer UnterstützungSeitens der
Provinz vor. Wenn die Provinz bei allen elementarenUnglücksfällen eine Entschädigunggewähren
soll, so muß dieses schon an der Unzulänglichkeitunserer Mittel scheitern.

Ich bitte also den Antrag, welcher noch über denjenigen der Commissionhinausgeht,
abzulehnen. Der Ausschuhwird, im Falle der Antrag der Commissionzum Beschlusseerhoben
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wird, mit Sorgfalt prüfen, was in dem vorliegendenFalle geschehen kann, allein binden Sie den
Ausschuh nicht weiter in seinen Beschlüssen, ich halte dieses für bedenklich.

Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete v. Grand-Ny
hat das Wort.

Abgeordnetervon Grand-Ny: Meine Zerren! Ich glaube doch, daß der Herr Landcsdirektor
die Sache etwas zu tragisch darstellt. Wenn ich den Ausdruck„angemessen" gebraucht habe, so
bleibt dem Prouinzialausschusseimmerhin die Möglichkeit zu beurtheilen, inwieweit hier Hülfe
eintreten foll mir ohne diese Beschränkung wie sie im Antrag enthalten ist. Um aber allen
Bedenken entgegenzutreten, möchte ich bitten, streichen Sie das Wort „mäßig" und lassen Sie
nur „Unterstützung" stehen. So haben wir damit dem Provinzialausschuß anheimgegeben,was
er thun möge, ohne daß ihm Beschränkungenauferlegt sind.

StelluertretenderVorsitzendcrGeh. Instizrath Ada ms: Der Herr Verichlcrstatterhatdas Wort.
Berichterstatter AbgeordneterFuchs: Ich glaube der Ausdruck „mätzige Unterstützung"

kann stehe» bleiben; denn, wie ich mündlich von dem Vertreter von Zell gehört habe, sind die
9 Petenten, die hier genannt sind, zufrieden, weun sie ungefähr 1U°/o des Schadens, den sie
erlitten haben, erhalten. (Stimme: Schluß,)

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Es hat sich noch der Herr
AbgeordneteKrawiukcl zum Wort gemeldet. Dagegen ist ein Antrag auf Schluß der Debatte
gestellt. Ich bitte diejenigen Herren, die für Schluß sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist
die Majorität; die Debatte ist fomit geschlossen. Da der Berichterstatter das Wort nicht mehr
verlangt, so kommen wir zur Abstimmnng, Der Antrag der Commissiongeht dahin:

„Hoher Provinziallandtag wolle beschließen, den Antrag Michael Weiß und Genossen
auf Bewilligung einer Entschädigung für das ihnen bei dem Bergrutsche oberhalb
Zell zerstörte Eigenthum abzulehnenund dem Prouinzialausschusseanheimzugeben,ein
etwaiges Gesuch der genannten Petenten auf Gewährung einer mäßigen Unterstützung
event, zu berücksichtigen."

Es ist mir ein anderer Antrag schriftlich nicht eingereichtworden. Das Wort hat der
Herr Abgeordnetevon Grand-Rn zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter von Grand-Nn: Ich habe den Antrag gestellt, das Wort „mäßig" zu streichen.
Stellvertretender Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Wir würden besonders über das

Wort „mäßig" abstimmen und dann über den Commissionsantrag. Ich bitte, daß diejenigen
Herren, welche für Streichung des Wortes „mähig" sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Es ist die Minorität. Wir kommen demnach zu dem von der Commifsiongestellten
Antrag. Diejenigen, welche für diesen Antrag sind, wollen sich erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Der Antrag der Commissionist angenommen.
Meine Herreu! Wir kommen nunmehr zu Nr. 12 der Tagesordnung: Antrag der

III. Fachcommission,bezüglich Gesuch eines Straßenaufschers a. D. um Wiedcranstellungresp.
Gewährung einer Pension. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDittmar, Ich ersuche den¬
selben, das Referat vorzutragen.

Berichterstatter Abgeordneter Dittmar: Meine Herren! Gegen den Petenten, der
Wiederanstellungim Provinzialdienste oder eine angemessene Pension wünscht, ist im Jahre 188?
seitens der Staatsanwaltschaft ein gerichtliches Verfahren eingeleitet worden, dem zu Grunde lüg,
daß er im Verdacht stand, sich in seiner Eigenschaftals Beamter widerrechtlicheVermögens¬
vortheile angeeignet zu haben.
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(Der Vorsitzende Fürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz,)
Mit der Aufnahme des gerichtlichen Verfahrens trat die Entlassung des Petenten aus

dem Verwaltungsdienste ein. Am Schlüsse des Jahres 188? ist die Angelegenheit beim Schwur¬
gerichte in Trier verhandelt, und der Angeklagte ist von seiner Schuld freigesprochen worden.
Nach der Freisprechung sind ungefähr 6 Monate vergangen. Der Pctent hat nichts von sich
hören lassen, und erst im Juli d. I. hat er sich an den Herrn Landesdirektor mit der Bitte um
Wicderanstcllung im Prouinzialdienste gewandt. Das Gesuch ist abschläglich bcschieden worden.
Darauf hat sich der Petent als alter Soldat mit einer Im nediateingabe an Se. Majestät
gewendet, und dieses Gesuch ist durch Vermittelung des Herrn Ministers für öffentliche Angelegen¬
heiten der linksrheinischen Eisenbahn-Direkt'on überwiesen worden. Diese hat dem Petenten
eröffnet, wenn er überhaupt auf eine Anstellung im Eisenbahndicnste rechnen wolle, so müsse er
eine Vorprüfung für die betreffende Stellung ablegen und dürfte das 40. Lebensjahr nicht über¬
schritten haben. Nun hatte der Petentent aber im Juni d. I. bereits das 40. Lebensjahr über¬
schritten, und nach Mittheilung nu die linksrheinische Eisenbahn-Direktion erfolgte natürlich eine
Ablehnung ^seims Gesuckes. Der Petent behauptet, sich auch au andere Behörden gewendet
zu haben, aber immer aus diesem Grunde abgewiesen worden zu sein.

Nun coustruirt der Pctent sein Gesuch auf folgender Basis. Er sagt, ich bin im
Dezember v. I. freigesprochen worden; ich habe gewartet bis Juli d I. Da ich meine Papiere
von der Provinzialucrwaltungsbehörde nicht zurückerhalten habe, habe ich immer angenommen, ich
würde wieder in den Dienst eingestellt und erst nachdem der Iuui verflossen und nichts geschehen
war, um Nückgabe der Papiere ersucht. Da ihm nun die Papiere erst nach dem Juni, also im
Juli zurückgegeben sind, schlußfolgert rr also, es ist mir durch die Voreuthaltung meiner Papiere
nicht möglich gewesen, rechtzeitig eine Eingabe bei der Eisenbahn-Direktion anzubringen, um noch
einen Anspruch auf eine Anstellung zu haben, weil ich inzwischen das 40, Lebensjahr überschritten
habe. Auf Gruud dieser Ausführungen ersucht der Petent schließlich um eine Wiederanstellung,
oder um eiue Peusiouirung. Meine Herren! Die Petition gipfelt in 2 Hauptpunkten. Sie
enthält zunächst eine Beschwerde darüber au den Landtag, daß der Petent eben nicht wieder in
den Prouinzialdicnst eingestellt worden sei, nachdem er doch vom Schwurgericht von dem Verdacht,
der gegen ihn vorgelegen hat, freigesprochen worden sei. Meine Herren! Die Verhandlungen in
der Commission und die Sichtuug der Akten haben ergeben, daß der Vreßler nicht sowohl ent¬
lassen worden ist, wegen des Verdachtes der auf ihm ruhte, fondern daß er entlassen worden ist
und zwar entlassen mit einer ordnungsmäßigen drcimouatlicheu Kündigung, weil er sich als Auf¬
seher für den Straßendienst als eine durchaus uugecignete Persönlichkeit erwiesen hat. Damit
fällt dieser Theil der Beschwerde. Der Vorwurf, der gleichsam durch die Petition gegen die
Landesverwaltuug involvirt wird, daß sie ihm widerrechtlich über die Zeit hinaus seine Papiere
vorenthalten habe, fällt ebenfalls zusammen; denn der Petent hat ein halbes Jahr lang vom
Dezember bis Juni nichts von sich hören lassen. Gebrauchsgcmäß werden diese Papiere bei der
Verwaltung aufbewahrt, fo lange bis der Instanzenweg, der in folchen Angelegenheiten üblich ist,
ganz erschöpft ist, uud wiederholeutlich ist auch in der Zwischenzeit von anderen Behörden auf
diese Papiere recurrirt worden. Der Pctent hat durchaus keinen Schritt gethan, um überhaupt
in den Besitz der Papiere zu kommen. In Erwägung dieser Thatsachen und in Erwägung, daß
von Seiten des Pruvinzialbauamts erklärt wird, daß der Mann durchaus ungeeignet zum Straßen¬
dienst sei, füllt die Commission den Antrag:

„Hoher Landtag wolle das Gesuch des Straßenaufsehers a. D. Vreßler ablehnen."
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion, Es
meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussionund bringe den Antrag zur Abstim¬
mung. Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Der
Antrag ist einstimmigangenommen.

Somit hätten wir die Tagesordnung erledigt. Wir würden nunmehr zu den beiden
Punkten kommei,, die wir bis an das Ende der Tagesordnung zur Verhandlung in geheimer
Sitzung zurückgesetzthaben. Nach unsern Vorschriften müssen wir zunächst in geheimerSitzung
darüber abstimmen, ob wir diese Gegenstände in geheimer Sitzung behandeln wollen. Dann
müssenwir wieder öffentliche Sitzung halten und den Beschluß, die Sache in geheimer Sitzung
zu behandeln, in öffentlicherSitzung verkündigen. Dann halten wir wieder geheime Sitzung und
behandeln die Sache selbst, endlich wird in öffentlicherSitzung das Resultat mitgetheilt. Das
ist nach meiner Ansicht der nothwendige Geschäftsgang, wie er vorgeschriebenist. Besteht im
hohen Hause ein Zweifel gegen das, was ich gesagt habe? — Es erfolgt ein solcher nicht, ich
schließe jetzt die öffentliche Verhandlung

(Geheime Verhandlung von 12 Uhr 25 bis 1 Uhr 40 Minuten.)
Meine Herren, ich eröffne wieder die öffentlicheSitzung; ich glaube aber, daß das

Haus beschlußunfähigist. Zur Geschäftsordnung hat der Herr Abgeordnete Melbcck das Wort.
Abgeordneter Melbeck: Ich bin der Meinung, daß wir nicht ex oliioic» das Haus

auszuzählen brauchen, sondern daß, wenn nicht ein besonderer Antrag auf Auszählung gestellt
wird, das Haus als beschlußfähigangesehenwird. Es ist das die Praxis aller parlamentarischen
Versammlungen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist keiu Antrag auf Auszählung gestellt, es wird auch
jetzt kein solcher gestellt, ich habe also als Resultat unserer Versammlung mitzutheilen, daß der
Herr Negicrungsrath ^ohc zum Üandcslmnkdirektornach Maßgabe des Beschlusses der Fachcom¬
mission gewählt worden ist, ferner, daß Herr Oberinspektor Adams zum Landcsrath gewählt
worden ist in die Stelle, für welche die I Fachcommissionihn vorgeschlagenhat und nach den
Modalitäten dieses Vorschlages.

Nachdem ich dieses in öffentlicher Sitzung verkündigt habe, habe ich nur noch die Tages¬
ordnung für übermorgen festzustellen. Die Sitzung soll um l Uhr stattfinden, und möchte ich
mir erlauben, Ihnen vorzuschlagen, zunächst die sämmtlichenEtats und Rechnungs-Dechargirungen
auf die Tagesordnung zu setzen, sodann das Referat der I. Fachcommissionüber das neue
Reglement für die Prouinzial-Feuer-Societät, Ferner, meine Herren, möchte ich mir erlauben,
Sie zu bitte», mir zu gestatteu, zwischendie Etalsberathungen einzelne der noch ausstehenden
Petitionen hineinzuschieben.Sie werden mir wohl erlassen, diese einzelnenPetitionen jetzt hier
noch vorzulesen. Es sind im Ganzen noch 2? Angelegenheitenzn erledigen. Wir könnten viel¬
leicht diese ganze Reihe von Angelegenheiten,die noch zu erledigen sind, in zwei Theile theilen
und vielleicht,wenn nicht bei irgend einer noch ausstehendenSache eine zu lauge Debatte sich
entspinnt, am Mittwoch fertig werden, Sie gestatten nur also, daß ich am Montag eine Anzahl
von Petitionen auf die Tagesordnung stelle Sind die Herren damit einverstanden?(Zustimmung.)
Da dies der Fall ist, so nehme ich an, daß Sie mir das Recht zuerkennen,die Auswahl in den
übrigen Vorlagen zu treffen. — Es erfolgt kein Widerspruch,es wird so geschehen.

Ich schließe hiermit die Sitzung.
(Schluß 1»/4 Uhr.)
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